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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib, Doris Rauscher, Arif Taşdelen, Ruth Müller, Markus 
Rinderspacher, Horst Arnold, Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane 
Feichtmeier, Sabine Gross, Harry Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Ruth 
Waldmann, Katja Weitzel und Fraktion (SPD) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bayern 
hier: Umweltverträglichkeitsprüfung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten  

voraussetzen! 
(Drs. 19/6494) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 9 wird wie folgt geändert: 

1. Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird nach der Angabe „Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung“ die Angabe „(UVPG)“ eingefügt.“ 

2. Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt gefasst: 

„4Befindet sich die Anlage oder Einrichtung in einem Gebiet von gemeinschaft-
licher Bedeutung, in einem Europäischen Vogelschutzgebiet, in einem National-
park oder einem Naturschutzgebiet, so wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt, bei einer Anlage in einem Wasserschutzgebiet oder wenn gesetz-
lich geschützte Biotope nach Naturschutzrecht betroffen sind, so gilt Satz 1 Nr. 1 
bei einer Fläche, die mehr als 7,5 ha beträgt.““ 

 

 

Begründung: 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Erhöhung der Schwellenwerte für die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) für Skipisten greift insbesondere in geschützten Gebieten in 
das bisher bestehende Schutzniveau entscheidend ein. 

Die Einrichtung neuer oder die Erweiterung bestehender Skipisten in diesen Gebieten 
hat erhebliche Auswirkungen sowohl auf die geschützten Lebensräume als auch auf 
geschützte Arten. Eingriffe können das ökologische Gleichgewicht stören, wertvolle Bio-
tope zerstören, das Landschaftsbild nachhaltig beeinträchtigen und zum Verlust von 
Rückzugsorten für bedrohte Tiere und Pflanzen führen. 

Aus diesem Grund muss jede dieser Maßnahmen in den genannten Gebieten einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden, um die Folgen für Umwelt, Natur, 
Landschaft und Erholungsvorsorge in seiner Gänze aufzudecken und das Ergebnis in 
die Zulassungsentscheidung aufzunehmen. Dieses Vorgehen trägt dem Vorsorgeprin-
zip Rechnung, das im deutschen und europäischen Umweltrecht ebenso verankert ist 
wie das Erfordernis einer ausgeprägteren Prüfung in geschützten Gebieten. 

Die neue Regelung trägt außerdem zur Sicherstellung einer vollständig transparenten, 
fachlichen und rechtsstaatlichen Prüfung bei und eröffnet der Öffentlichkeit ebenso wie 
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Verbänden die Gelegenheit zur Mitwirkung. So werden Akzeptanz für Entscheidungen 
gestärkt, Umweltinteressen ausgeglichen und Eingriffe in wertvollen Naturräumen ver-
mieden, soweit sie erhebliche Beeinträchtigungen verursachen würden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/6494 

Drittes Modernisierungsgesetz Bayern 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Claudia Köhler u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6932 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Mehr Vertrauen in Fördergeldempfänger - Grenze für Verwendungs-
nachweise erhöhen! 
(Drs. 19/6494) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6933 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Rettet die Berge - kein Rückschritt beim Alpenschutz! 
(Drs. 19/6494) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7112 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Umweltverträglichkeitsprüfung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten 
voraussetzen! 
(Drs. 19/6494) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7113 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
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hier: Grenze für Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nationalparken auf null 
setzen! 
(Drs. 19/6494) 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7114 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern  
hier: Umweltverträglichkeitsprüfungen für Seilbahnanlagen sicherstellen  
(Drs. 19/6494) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Kat-
rin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7139 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Einschränkung der Verfahrensfreiheit für kleinere Bauvorhaben im Au-
ßenbereich 
(Drs. 19/6494) 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Kat-
rin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7140 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Beibehaltung der Pflicht zur Schaffung zusätzlicher Stellplätze beim 
Wohnungsumbau 
(Drs. 19/6494) 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Sabine Gross, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7178 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Unkontrollierte Bebauung im Außenbereich verhindern und Wohnraum 
für Familien erhalten! 
(Drs. 19/6494) 

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, 
Volker Bauer u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/7277 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Verfahrensfreie Errichtung von Brennstoffzellen 
(Drs. 19/6494) 
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I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter zu 1: Alexander Flierl 
Berichterstatter zu 2-3: Johannes Becher 
Berichterstatterin zu 4-6, 9: Anna Rasehorn 
Berichterstatter zu 7-8: Gerd Mannes 
Mitberichterstatter zu 1: Johannes Becher 
Mitberichterstatter zu 2-9: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, Drs. 19/7112, Drs. 19/7113, Drs. 19/7114, 
Drs. 19/7139, Drs. 19/7140 und Drs. 19/7178 in seiner 25. Sitzung am 
26. Juni 2025 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6933, 19/7112 und 19/7113 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7114 und 19/7178 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6932 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, Drs. 19/7112, Drs. 
19/7113, Drs. 19/7114, Drs. 19/7139, Drs. 19/7140, Drs. 19/7178 und Drs. 
19/7277 in seiner 72. Sitzung am 9. Juli 2025 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt 
werden: 

§ 4 Nr. 1 Buchst. a wird wie folgt geändert: 

1. Nach Doppelbuchst. aa wird folgender Doppelbuchst. bb eingefügt: 

,bb) Der Nr. 4 wird folgender Buchst. d angefügt: 

„d) Brennstoffzellen in räumlich funktionalem Zusammenhang mit be-
stehenden Energieerzeugungsanlagen,“‘. 

2. Der bisherige Doppelbuchst. bb wird Doppelbuchst. cc. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7277 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6932, 19/6933, 19/7113 und 
19/7114 hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7112 und 19/7178 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, 
Drs. 19/7112, Drs. 19/7113, Drs. 19/7114, Drs. 19/7139, Drs. 19/7140, Drs. 
19/7178 und Drs. 19/7277 in seiner 31. Sitzung am 17. Juli 2025 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksich-
tigung der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass 
 

1. Im Einleitungssatz von § 4 die Angabe „die zuletzt durch die §§ 12 und 13 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 605) und durch § 4 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619) geändert worden ist“ 
durch die Angabe „die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2025 
(GVBl. S. 215) geändert worden ist“ ersetzt wird 

und 

2. in § 12 Abs. 1 Satz 1 der „1. August 2025“, 

3. in § 12 Abs. 1 Satz 2 der „1. Oktober 2025“, 

4. in § 12 Abs. 2 Satzteil vor Nr. 1 der „31. Juli 2025 

eingesetzt werden. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7277 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7178 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6933, 19/7113 und 19/7114 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7112 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/6932 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Alexander Flierl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Claudia Köhler u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6932, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Mehr Vertrauen in Fördergeldempfänger – Grenze für Verwendungs-

nachweise erhöhen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6933, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Rettet die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7112, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Umweltverträglichkeitsprüfung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten 

voraussetzen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  
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4. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7113, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Grenze für Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nationalparken auf null 

setzen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7114, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern  
hier:  Umweltverträglichkeitsprüfungen für Seilbahnanlagen sicherstellen  
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7139, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Einschränkung der Verfahrensfreiheit für kleinere Bauvorhaben im Au-

ßenbereich 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7140, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Beibehaltung der Pflicht zur Schaffung zusätzlicher Stellplätze beim 

Wohnungsumbau 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  
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8. Änderungsantrag der Abgeordneten Sabine Gross, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7178, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Unkontrollierte Bebauung im Außenbereich verhindern und Wohnraum 

für Familien erhalten! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Alexander Flierl
Abg. Toni Schuberl
Abg. Franz Bergmüller
Abg. Gerd Mannes
Abg. Marina Jakob
Abg. Johannes Becher
Abg. Florian von Brunn
Abg. Markus Saller
Staatsminister Dr. Florian Herrmann



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 9 

auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Drittes Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/6494)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 19/6932 und 

19/6933),

Änderungsanträge der SPD-Fraktion (Drsn. 19/7112 mit 19/7114 und 19/7178),

Änderungsanträge der AfD-Fraktion (Drsn. 19/7139 und 19/7140),

Änderungsantrag der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE WÄHLER (Drs. 

19/7277)

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 51 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Bevor ich die Aus-

sprache eröffne, weise ich noch darauf hin, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN zu ihrem Änderungsantrag auf Drucksache 19/6933 namentliche Abstimmung 

beantragt hat. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst Herr Kollege 

Alexander Flierl für die CSU-Fraktion.

Alexander Flierl (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich glaube, es ist gut, dass wir dieses Gesetzesvorhaben heute mit der Zweiten 

Lesung zum Abschluss bringen. Ich glaube, es ist auch gut, dass wir in der Sache 

debattieren, uns mit Argumenten austauschen und die Diskussion nicht fadenscheinig 

auf die Zeit nach der Sommerpause verschieben wollen, um vielleicht noch Stellung-

nahmen einzuholen, die dann vielleicht sogar noch länger dauern. Wir bringen heute 

dieses Gesetz zum Abschluss.
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Das Gesetz ist weit mehr als eine bloße Verwaltungsnovelle. Es ist ein Ausdruck 

eines klaren politischen Auftrags, den Staat leistungsfähiger zu machen, unnötige 

Vorschriften abzuschaffen und die Prozesse in unserer Verwaltung zu modernisieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dieses Gesetz steht für ein klares Bekenntnis. Wir machen ernst mit Bürokratieabbau. 

Wir machen Schluss mit unnötigem Aufwand. Wir schaffen Freiräume für das Wesent-

liche. Wir wollen das Leben der Menschen einfacher machen. Wir entlasten die Bürge-

rinnen und Bürger. Wir geben Unternehmen Luft zum Atmen. Wir schaffen Kapazitäten 

für die Verwaltung, damit sie sich auf das Wesentliche konzentrieren kann.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist keine reine Technokratenübung. Nein, im 

Gegenteil, das ist praktizierte Freiheit, und das wollen wir mit diesem Gesetz auch 

zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben bereits mit dem Ersten und dem Zweiten Modernisierungsgesetz große 

Schritte unternommen. Jetzt gehen wir diesen Weg weiter, zielgerichtet, entschlossen, 

konsequent und mit einem Blick nach vorn. Ich darf kurz die Neuerungen in Erinne-

rung rufen, weil man auch in der öffentlichen Diskussion immer so den Eindruck hat, 

wir würden hier nur über die Frage der Schwellenwerte für die Umweltverträglichkeits-

prüfung sprechen. Ja, das tun wir auch, und darauf gehe ich dann auch noch ein. Aber 

es geht natürlich auch um die weiteren Neuerungen.

Ich schaue gerade auf die Neuerung, dass wir bei staatlicher Förderung auf Verwen-

dungsnachweise bis zu gewissen Werten verzichten wollen: bei Förderbescheiden bis 

zu 10.000 Euro gegenüber Privaten oder Gesellschaften des privaten Rechts und bis 

zu 100.000 Euro gegenüber unseren Kommunen und kommunalen Zusammenschlüs-

sen. Das ist doch wirklich wegweisend. Das ist auch bahnbrechend. Das ist ein ganz 
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neuer Weg, den wir hier gehen wollen, indem wir den Menschen mehr Vertrauen 

entgegenbringen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage es ganz klar: Nach einer Evaluierung werden wir sehen, wie diese Freiheit 

genau genutzt wird und ob das funktioniert. Dann werden wir auch – ich bin fest davon 

überzeugt, dass es gut funktionieren wird – diese Schwellenwerte anpassen. Dann 

werden wir auch höher gehen. Dann können wir bei den Kommunen durchaus in den 

siebenstelligen Bereich gehen, um auch hier die Verwaltung zu entlasten.

Es geht auch um die Reform der Feuerbeschau. Statt einer allgemeinen Pflicht für 

alle Gebäude wollen wir nämlich, dass sich die Kommunen und die Feuerwehren auf 

Sonderbauten konzentrieren können, dort, wo es besonders wichtig ist. Wir wollen 

natürlich, dass bei entsprechendem Anlass weiterhin die rechtlichen Möglichkeiten des 

Einschreitens gegeben sind und wir uns wirklich auf das Notwendige in dieser Frage 

konzentrieren.

Wir entschlacken die Bauordnung. Wenn zusätzliche Wohnungen eingebaut werden, 

wird dies künftig genehmigungsfrei. Wir wollen auch gewisse Gebäude im Außenbe-

reich, die keine Aufenthaltsräume haben, die keine Versorgungsleitungen aufweisen, 

genehmigungsfrei stellen. Wir wollen auch Brennstoffzellen – dazu der Änderungsan-

trag unserer Fraktion – bei bestehenden Energieversorgungsanlagen ermöglichen. Wir 

wollen den Weg konsequent weitergehen, dass wir nicht noch zusätzliche Genehmi-

gungsschritte einfordern, wenn es um den Ausbau erneuerbarer Energien und den 

Klimaschutz geht.

Natürlich werden auch digitale Antragsverfahren günstiger. Wer digital beantragt, soll 

weniger bezahlen. Das ist ein klarer Anreiz für einen Umstieg und ein weiterer Hebel 

für die Digitalisierung.
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Genau diese und weitere Änderungen schaffen Gestaltungsspielraum und Bewe-

gungsfreiheit für die Bürgerinnen und Bürger, für Unternehmen, für Kommunen und 

natürlich auch für unsere Verwaltung. Aber entscheidend ist für uns auch, dass es 

kein Gold-Plating mehr geben soll. Europäisches Recht wird dann entsprechend kon-

sequent angewendet. Wir folgen da der klaren Linie, die unser Ministerpräsident in 

seiner Regierungserklärung bekräftigt hat

(Florian von Brunn (SPD): Seit wann hat der eine klare Linie?)

und der wir uns vollständig anschließen. Europäische Spielräume wollen wir konse-

quent und künftig auch voll ausschöpfen. Das ist eine klare Ansage. Was Brüssel nicht 

verlangt, schaffen wir nicht zusätzlich obendrauf. Gold-Plating ist mit uns nicht mehr 

zu machen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen heben wir auch die Schwellenwerte bei der Umweltverträglichkeitsprüfung 

auf das europarechtlich zulässige Maß an. Das ist kein Rückschritt. Es ist ein Schritt 

zu mehr Effizienz ohne Abstriche bei den Umweltstandards. Das muss man von An-

fang an immer klar betonen. Ich bitte da schon auch um Ehrlichkeit in der Debatte.

(Widerspruch der Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE), Florian von Brunn 

(SPD) und Volkmar Halbleib (SPD))

Hier wird – das sieht man auch heute wieder – ein Popanz aufgebaut.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Hier wird so getan, als würde man das Kind mit dem Bade ausschütten, als würden wir 

unser Naturschutzrecht schleifen. Das ist wirklich unlauter. Diese Kritik – das haben 

wir, glaube ich, auch in den Ausschüssen gesehen – ist deutlich überzogen. Sie ist 

unredlich und in der Sache völlig haltlos. Ich betone es noch einmal: Das materielle 

Umweltrecht bleibt völlig unangetastet.
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Wer eine Seilbahnanlage baut, wer eine Beschneiungsanlage plant und errichtet, wer 

touristische Infrastruktur plant und errichtet, muss weiterhin vollumfänglich nachwei-

sen, dass alle Umweltschutzstandards, die Naturschutzstandards, das Artenschutz-

recht und auch der Landschaftsschutz gewährleistet sind.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Dazu stehen wir auch.

(Florian von Brunn (SPD): Das reicht aber nicht aus!)

Für unsere Fraktion gilt – ich betone das ausdrücklich und unterstreiche es –, dass es 

für uns keine Abstriche, kein Aufweichen, keine Rolle rückwärts beim Schutz unserer 

Naturschönheiten gibt. Das ist unser Credo, und das werden wir weiterhin aufrechter-

halten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Maßstäbe für eine Genehmigung bleiben dieselben. Schutzgüter bleiben bei uns 

auch entsprechend geschützt. Aber wir entflechten Verfahren, wir beschleunigen, 

wir vermeiden Doppelprüfungen, und – nochmals – wir senken keine materiellen 

Standards; denn die Umweltverträglichkeitsprüfung war nie Selbstzweck. Sie ist ein 

Verfahren und kein Wert an sich. Genau dort setzen wir an. Dort heben wir die 

Schwellenwerte an. Es ist auch sachgerecht, dort anzusetzen, wo es europarechtlich 

eben nicht erforderlich ist.

Ich betone nochmals, dass die Beteiligung der Umweltverbände natürlich weiterhin er-

halten bleibt. Die Öffentlichkeit wird weiterhin gehört, nur eben zielgerichteter, konzent-

rierter und mit weniger Verfahrensballast. Darum geht es uns: verzichtbare Bürokratie 

raus, echter Umweltschutz bleibt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Wir sagen ganz deutlich: Verfahrensbeschleunigung ja, Standardabsenkung nein. Das 

ist unser Leitbild, und es wird bei dieser Entscheidung und bei allen künftigen Ent-

scheidungen weiterhin unser Leitbild bleiben. Dieses Gesetz gibt Anlass, den Blick 

nach vorne zu richten. Wir machen einen großen Schritt mit dem Dritten Modernisie-

rungsgesetz. Wir wissen aber auch, der Weg ist nicht zu Ende.

Was brauchen wir noch? – Wir brauchen eine Reduzierung von Berichtspflichten 

zwischen den Behörden. Das hat nichts mit mangelnder Transparenz zu tun, sondern 

wir schaffen damit Arbeitserleichterungen. Jedes Recht, auch unser Recht auf Berich-

te und auf Auskunft, bleibt davon völlig unberührt. Natürlich steht es uns zu, diese 

Berichte einzufordern; aber bloße Berichterstattung zwischen Behörden braucht man, 

glaube ich, heutzutage wirklich nicht mehr.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen uns wirklich vor unsere Beamtinnen und Beamten, vor unsere Angestell-

ten stellen, um unnötige Arbeit zu vermeiden. Wir brauchen mehr Ermessensspiel-

räume statt starrer Vorgaben. Wir brauchen einheitliche Anlaufstellen für komplexe 

Verfahren. Wir brauchen ein funktionierendes Maß an digitaler Verwaltungsrealität, die 

nicht nur auf dem Papier besteht, sondern auch tatsächlich umgesetzt wird.

Für uns ist ganz eindeutig, und wir betonen dies immer zu Recht: Bürokratieabbau ist 

keine Momentaufnahme. Nein, es geht um eine Daueraufgabe, und dieser Dauerauf-

gabe werden wir uns widmen. Bayern muss weiterhin an der Spitze der Reformländer 

stehen, nicht durch Worte, sondern durch Taten, nicht durch Lippenbekenntnisse von 

der Opposition, die dem Bürokratieabbau das Wort redet; aber wenn es darum geht, 

einmal Farbe zu bekennen und ganz klar zu sagen, wo wir ansetzen wollen, dann 

kommen von der Opposition ständig nur Fehlanzeige und Bedenken.

(Beifall bei der CSU)
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Deswegen brauchen wir nicht nur Worte, sondern wir brauchen handwerklich saubere 

Gesetze, genau wie dieses Dritte Modernisierungsgesetz, das gut, handwerklich rich-

tig und in Abstimmung mit den europarechtlichen Vorgaben und der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofs entworfen wurde. Deshalb bitte ich heute um Ihre 

Zustimmung. Dieses Gesetz ist ein Gewinn für die Menschen in unserem Land. Es ist 

ein Gewinn für alle, die gestalten wollen, für eine moderne Verwaltung, für schnellere 

Verfahren. Wir stehen für ein Bayern, das handelt statt hindert. Wir reden nicht nur 

über Bürokratieabbau, nein, wir machen ihn. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Flierl, es liegen zwei Meldun-

gen zu einer Zwischenbemerkung vor. – Für die erste Zwischenbemerkung erteile ich 

Herrn Kollegen Toni Schuberl von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Kollege Flierl, ich muss kurz etwas klarstellen: Bei 

der Geschäftsordnungsdiskussion, bei der Zwischenbemerkungen nicht möglich sind, 

haben mehrere Redner behauptet: Ihr hättet das im Verfassungsausschuss sagen 

können und habt es nicht getan. – Weil dies einfach nicht stimmt, musste man dazwi-

schenrufen. Es ist aber richtig, dass man es mit Zwischenrufen nicht übertreiben soll, 

und ich finde es gut, dass sie eingedämmt werden sollen, insbesondere diejenigen der 

Regierungsfraktionen, weil diese dauernd dazwischenschreien. Der Paradigmenwech-

sel ist gut.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der CSU und den FREIEN WÄH-

LERN)

In der Sitzung des Verfassungsausschusses am 17.07.2025 habe ich – ich bin dort 

nämlich Mitglied, die anderen, die etwas gesagt haben, sind nämlich nicht Mitglied 

– klargestellt, dass §§ 9 bis 11 des Dritten Modernisierungsgesetzes rechtswidrig, 

europarechtswidrig und wahrscheinlich verfassungswidrig sind. Ich habe erwähnt, 

dass das Beschneiden der Beteiligung der Bürger ein Problem im Hinblick auf die 
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Aarhus-Konvention sein könnte. Ich habe gesagt, dass die UVP-Richtlinie der EU 

verletzt ist. Dabei habe ich mich auf Österreich bezogen, das diese Regelungen hat 

und deswegen nun ein rechtliches Problem mit der EU bekommt.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Schuberl, Sie haben eine Minu-

te Redezeit für Ihre Zwischenbemerkung.

Toni Schuberl (GRÜNE): Ich habe konkret auf ein Urteil des Europäischen Gerichts-

hofs aus dem Jahr 2023 Bezug genommen, bei dem Österreich verurteilt worden ist. 

Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis, und erzählen Sie nicht solche Dinge.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Flierl.

Alexander Flierl (CSU): Herr Kollege Schuberl, ich glaube, Sie haben ein Problem 

mit dem Zuhören. Bei den GRÜNEN drängt sich mir der Eindruck auf, dass es mit 

dem Verstehen schon Schwierigkeiten gibt. Sie haben wohl auch Probleme mit dem 

Zuhören.

Ich sage es Ihnen klipp und klar: Hätten Sie meinem Redebeitrag zum Geschäftsord-

nungsantrag zugehört, hätten Sie gehört, dass ich explizit ausgeführt habe, dass 

wir uns im Umweltausschuss mit diesen europarechtlichen Fragen klar auseinander-

gesetzt haben. Es ist sogar die Frage an die Staatsregierung gestellt worden, ob 

die Richtlinien eingehalten sind und wie es sich in Bezug auf Österreich verhält. Wir 

haben diese Fragen debattiert, wir haben klare Antworten der Staatsregierung bekom-

men, und wir haben dies politisch gewertet.

Wir berufen uns nicht wie andere auf ein Gefälligkeitsgutachten, sondern wir berufen 

uns auf die belastbaren Aussagen der Staatskanzlei und des Umweltministeriums, die 

uns klipp und klar gesagt haben: Wir halten weiterhin europarechtliche Standards ein, 

und wir heben nur Schwellenwerte an.
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Flierl, auch für die Antwort 

haben Sie nur eine Minute Redezeit.

Alexander Flierl (CSU): Deswegen bleibt es dabei, dass wir dieses Gesetz hier bera-

ten und zum Abschluss bringen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für eine weitere Zwischenbemerkung hat 

Herr Abgeordneter Franz Bergmüller von der AfD-Fraktion das Wort.

Franz Bergmüller (AfD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter Flierl, die Behauptung, 

dass die Opposition nicht konstruktiv mitarbeitet, weise ich zurück. Dazu verweise 

ich auf den Entbürokratisierungsausschuss. In der letzten Legislaturperiode habe ich 

in diesem Ausschuss zum Beispiel den Antrag, den Sie gerade als Meilenstein in 

der Bauordnung bezeichnet haben, den Einbau von Wohnungen in bestehende Ge-

bäude genehmigungsfrei zu stellen, eingebracht. Diesen Antrag habe ich nun wieder 

eingebracht. Ich danke der CSU-Fraktion, dass sie ihn aufgegriffen hat, und frage 

Sie zugleich, ob Sie auch bereit wären, die steuerliche Freistellung von landwirtschaft-

lichen Grundstücken demnächst in Ihr Programm aufzunehmen, damit diese wie im 

Jahr 1998 verkauft werden können, um den Wohnungsbau anzukurbeln.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Flierl.

Alexander Flierl (CSU): Dass in der Enquete-Kommission unter der Leitung unseres 

Kollegen Steffen Vogel hervorragende Arbeit geleistet wird, ist völlig unbestritten. Von 

dort kommen gute und zielgerichtete Impulse, mit denen wir beim Bürokratieabbau 

vorankommen, mit denen wir das Leben der Menschen einfacher machen und mit 

denen wir gleichzeitig die Verwaltung entlasten.

Der Vorschlag der Staatsregierung, mehr für den Wohnungsbau zu unternehmen, ist 

zu unterstützen. Ob Sie den Antrag gestellt haben, kann ich nicht nachvollziehen. 

Dazu liegen mir keine Informationen vor. Der Weg der Staatsregierung ist richtig. Wir 
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verfolgen weiterhin das Ziel, möglichst schnell und effizient Bauland zu mobilisieren. 

Wir prüfen natürlich verschiedene Schritte. Zum einen muss dazu Bundesrecht ange-

passt werden. Das ist ein harter und steiniger Weg. Zum anderen müssen wir uns 

in die Situation versetzen, dass wir haushälterisch vor großen Herausforderungen 

stehen. Ob deswegen Steuererleichterungen der richtige Weg sind, muss man disku-

tieren. Das wäre ein Weg, der durchaus diskutabel ist.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster Red-

ner ist für die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Gerd Mannes. Bitte schön, Sie haben 

das Wort.

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Flierl, Sie haben gerade von der Daueraufgabe, Bürokratie zu reduzieren, ge-

sprochen. Ich gebe Ihnen recht. Das ist eine Daueraufgabe; aber besonders weit sind 

Sie dabei noch nicht gekommen.

Ich möchte das einmal einordnen: Natürlich ist das Modernisierungsgesetz ein ganz 

kleiner Schritt in die richtige Richtung; aber die Wahrheit ist, Deutschland wird heute 

totreguliert, und Sie, die Altparteien, schreiben den Bürgern die Heizung, das Autofah-

ren und sogar ihre Meinung vor. So sieht es nämlich aus. Bayern leidet zunehmend 

unter dieser übergriffigen Politik. Die bayerische Wirtschaft schrumpft, letztes Jahr um 

1 %. Das sind keine guten Nachrichten.

Die Staatsquote beträgt fast 50 %. Statt sozialer Marktwirtschaft haben wir auch in 

Bayern immer mehr Planwirtschaft. Wir sind dem Sozialismus näher als dem freien 

Unternehmertum. Das müssen wir natürlich ändern. Diese grauenvolle Bilanz, die ich 

dargelegt habe, will die AfD auf jeden Fall ändern. Deswegen brauchen wir eine starke 

AfD. Die Bürokratiekosten betragen mittlerweile

(Widerspruch bei der CSU)
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– das ist mit Ihr Verdienst, hören Sie zu – 65 Milliarden Euro. 5 % des Bruttoinlands-

produkts werden für solche sinnlosen Vorschriften verschwendet. Das Personal wird 

nur noch beim Staat und den Kommunen aufgestockt, in der freien Wirtschaft ist das 

nicht so.

Die Staatsregierung hat das Problem erkannt – das gestehe ich Ihnen gerne zu, 

Herr Flierl – und will die irrsinnige Überbürokratisierung wenigstens reduzieren; aber 

jetzt muss ich das noch einmal einordnen: Sie haben hier großspurig gesagt, wie 

toll das Dritte Modernisierungsgesetz sei. Wissen Sie, es handelt sich schon um ein 

kleinteiliges Konvolut. Das sind Themen ohne ganz große Wirkung. Wir bräuchten 

eigentlich einen großen Kahlschlag bei unsinniger Bürokratie. Stattdessen haben Sie 

jetzt ein paar Formulare abgeschafft und einige überflüssige Verwaltungsvorschriften 

im Baurecht geglättet. Das ist schon eine gute Nachricht; aber der große Wurf ist 

Ihnen damit natürlich nicht gelungen.

Jetzt muss ich noch einmal zu dem Gesetz als solches kommen: In der letzten Debat-

te habe ich das schon ausgeführt. Wir haben Überarbeitungswünsche geäußert. Wir 

haben Änderungsanträge eingebracht. Die haben Sie leider abgelehnt. Das Gesetz 

sieht eine Verfahrensfreiheit für kleine Gebäude im Außenbereich vor.Es ist richtig, 

das Baurecht muss entbürokratisiert werden – und zwar dringend. Wir haben hier 

einen Änderungsantrag eingebracht, weil wir sicherstellen wollten, dass die bayerische 

Landschaft nicht zu sehr zersiedelt werden kann. Wir wollten da die Verfahrensfreiheit 

für die Bauherren etwas beschränken.

In einem zweiten Änderungsantrag haben wir die Beibehaltung der Stellplatzvorgaben 

gefordert. Bayern muss natürlich ein Autoland bleiben, das ist doch klar.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Diese Tatsache muss auch im Baurecht berücksichtigt werden. Auf dem Land fährt 

jeder ein Auto. Auf jeden Fall lehnen wir den Kampf der GRÜNEN gegen das Auto ab. 

Darauf können sich die Bürger und unsere Wähler auch verlassen.
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Ansonsten sind die Änderungen, die Sie jetzt zu vielen weiteren Bauvorschriften und 

zur digitalen Antragstellung eingebracht haben, positiv. Das ist alles in Ordnung.

Wir haben vorhin schon die Änderungen im Bereich der Skiliftbetreiber und beim 

Betrieb von Schneekanonen gehabt. Wir sind der Meinung, das ist ein richtiger Schritt, 

weil wir den Wintertourismus bei uns in Bayern für uns, unsere Kinder und natürlich 

für die Leute, die dort arbeiten, erhalten wollen. Es geht um eine geplante Anhebung 

der Schwellenwerte für die Umweltverträglichkeitsprüfung bei Skipisten und Beschnei-

ungsanlagen. Um es noch einmal zu sagen: Die Flächengrenze für eine verpflichtende 

Prüfung steigt von 15 auf 20 Hektar,

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

bei besonders geschützten Gebieten steigen die Schwellenwerte von 7,5 auf 10 Hek-

tar. Das sind also wirklich kleine Änderungen. Wir gleichen uns auch ein bisschen den 

Nachbarn an. Wir wollen auf jeden Fall, dass die Wettbewerbsnachteile für unsere 

bayerischen Skiliftbetreiber verringert werden. Die Verfahren für Betreiber müssen – 

was denn sonst! – vereinfacht und beschleunigt werden. Die Betreiber brauchen auch 

mehr Planungssicherheit für Investitionen.

Die AfD steht für Umweltschutz, aber die Liftbetreiber dürfen doch nicht in Bürokratie 

erstickt werden.

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD)

– Natürlich, das wissen Sie doch.

(Florian von Brunn (SPD): Politisches Kabarett, oder? – Harry Scheuenstuhl 

(SPD): So früh, dass Sie noch einen Witz machen!)

– Nein, also noch einmal: Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wintersportre-

gionen stärken, das gilt natürlich auch für Bergbahnen. Ich habe einmal nachgeguckt: 

Zu den besten Zeiten – das war noch vor Corona – gab es bei den bayerischen 
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Seilbahnen 100 Millionen Fahrgäste. Es ist ja klar, dass die ganze Region – Hotels, 

Restaurants und jeder Einzelne – davon profitiert, wenn die Leute kommen. Wir wollen 

das erhalten.

Noch einmal zur Erinnerung für euch da drüben: Sommer- und Wintertourismus sor-

gen insgesamt für 100.000 Arbeitsplätze. Wir, die AfD, bekennen uns klar zu den 

Bedürfnissen dieser ländlichen Regionen. Das ist uns wirklich wichtig.

Ich habe es schon gesagt, aber ich sage es jetzt noch einmal: Wir wollen, dass in 

Bayern in Zukunft Skifahren auch für unsere Kinder möglich ist.

(Florian von Brunn (SPD): Wasserskifahren!)

Wir wollen nicht vor den GRÜNEN oder der SPD kapitulieren. Sonst müssten wir 

in Zukunft nach Colorado oder Südtirol fahren, was die Wähler der GRÜNEN wahr-

scheinlich sowieso machen. Aber wir wollen zu Hause zum Skifahren gehen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wir können sehr viel wollen, aber das Klima interes-

siert das nicht!)

– Herr Becher, lassen Sie mich noch etwas ergänzen, was Herr Bergmüller vorhin 

schon angesprochen hat: Der vereinfachte Einbau von Wohnungen in Bestandsge-

bäude ist ein wichtiges Thema. Wir unterstützen das. Das war auch eine unserer For-

derungen in der letzten Legislaturperiode. Ich habe einmal nachgeguckt: Bundesweit 

hätte der Umbau von Bestandsgebäuden ein Potenzial von 4,3 Millionen Wohnungen 

– ohne Neubau! Wir finden das super. Wir wollen das auch. Da braucht man keinen 

zusätzlichen Baugrund; denn die Gebäude gibt es ja schon. Umbau und Umwidmung 

müssen also erleichtert werden. Das Modernisierungsgesetz geht da absolut in die 

richtige Richtung.

Wir haben Änderungsanträge gestellt. Herr Flierl, Sie haben sie abgelehnt. Wir finden 

das Gesetz insgesamt trotzdem zustimmungsfähig. Wir werden ihm zustimmen.
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Lassen wir aber die ganze Debatte vielleicht noch einmal ein bisschen Revue passie-

ren: Es ist halt nur ein kleiner Schritt. Ich glaube, Sie wissen das selber und sehen das 

auch ein. Wir müssen diesen Staatsapparat und diese aufgeblähten Kontrollfunktionen 

einfach wieder mehr auf wesentliche Aufgaben zurückführen. Ich sehe es so: Dieses 

Modernisierungsgesetz ist ein Trippelschritt. Wir werden in Bayern und in Deutschland 

von Bürokratie gelähmt. Bürokratie ist auch ein Hauptfeind für gesellschaftliche Wei-

terentwicklung.

Wir, die AfD, wollen einen geschlossenen Kampf gegen diese sinnlosen Regierungen 

– Entschuldigung –, gegen diese sinnlosen Regelungen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Freudscher!)

Andere Länder haben es uns vorgemacht. Wir reden jetzt nicht über Österreich oder 

die EU. Die GRÜNEN und die SPD sollten einfach einmal gucken, was in Argentinien 

passiert und was Javier Milei oder Elon Musk machen; Musk ist jetzt zwar raus, aber 

er hatte eine sehr, sehr gute Idee.

(Florian von Brunn (SPD): Wir schauen genau, was da passiert!)

Wir brauchen also, was die Bürokratie betrifft, nach wie vor einen Befreiungsschlag. 

Dieser ist aus meiner Sicht nur mit der AfD möglich.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Marina Jakob für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Sie haben 

das Wort.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrter 

Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir dürfen heute in Zweiter 

Lesung über das Dritte Modernisierungsgesetz sprechen.
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Was ist das Modernisierungsgesetz? – Wir wollen damit unser Leben in Bayern einfa-

cher, effizienter und digitaler gestalten. Wir wollen Regelungen abbauen, wo sie nicht 

notwendig sind. Wir wollen Gesetze abschaffen, wo sie nicht nötig sind.

Wir sind in unserem Freistaat und in Deutschland tatsächlich jahrzehntelang den an-

deren Weg gegangen. Wir haben den Menschen ein bisschen Verantwortung wegge-

nommen. Wir haben gedacht, wir könnten Dinge regeln und mit Regelungen einfacher 

machen. Tatsächlich war das aber nicht so.

Jetzt sind wir zusammen mit unserem Koalitionspartner als Regierungsfraktionen auf 

einem guten Weg, diese Regelungen wieder zurückzunehmen. Wir lassen sie da, wo 

sie gebraucht werden. Es gibt aber unzählige Punkte, wo wir sie abschaffen können. 

Da sind wir mit unserem Dritten Modernisierungsgesetz jetzt auf einem richtigen und 

guten Weg. Es wird noch viel Weiteres folgen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Unsere Bürger haben gezeigt, dass sie Eigenverantwortung übernehmen. Deswegen 

müssen wir ihnen wieder mehr vertrauen. Ich glaube, das ist ein ganz wesentlicher 

und entscheidender Faktor: den Menschen in unserem Land Vertrauen zu schenken. 

Wir glauben, dass sie wissen, was für unser gemeinsames Leben in unserer schönen 

Heimat richtig ist.

Ich möchte einige Punkte herausgreifen: Kollege Mannes, es gab einmal vor einigen 

Jahren – ich glaube, es ist ein oder zwei Jahre her – eine Bundestagsabgeordnete, 

die am Rednerpult das Pippi-Langstrumpf-Lied gesungen hat. Aus Mangel an gesan-

glichen Fähigkeiten erspare ich Ihnen das, weil ich wirklich nicht gut singen kann. Aber 

jedes Mal, wenn ich Sie reden höre, dann denke ich mir: Die AfD dreht es sich einfach 

so hin, wie es ihr gefällt. Einmal sind Sie für Naturschutz, dann sind Sie wieder gegen 

Naturschutz.
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Ihr Änderungsantrag, kleine Gebäude im Außenbereich mit einem Volumen von 

20 Kubikmetern – wenn man von einer Höhe von 2,50 Meter ausgeht, dann ist 

das eine Grundfläche von 2 Meter mal 4 Meter –, die wirklich nur ein kleiner Garten-

schuppen sein werden, wieder verbieten zu wollen, zeigt einfach, dass Sie gar keine 

bürokratischen Regelungen abbauen wollen. Sie wollen es für die Menschen gar nicht 

einfacher machen. Sie wollen es einfach nur so machen, wie es Ihnen gerade gefällt. 

Einmal sind Sie dafür, einmal sind Sie dagegen, einfach wie es Ihnen gerade passt. 

Deswegen ist ganz klar, dass wir Ihren Änderungsantrag ablehnen.

Es geht um minimale Erleichterungen für die Bürgerinnen und Bürger in unserem 

Land. Wir sind froh, dass wir das auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Es ist wirklich dringend notwendig, dass man jetzt nur mit einer verpflichtenden kleinen 

Anzeige große Wohnungen in zwei oder drei kleinere umwandeln kann. 1996 haben 

noch nur 12,7 Millionen Menschen alleine gelebt, jetzt sind es schon 17 Millionen. Der 

Bedarf an kleinen Ein- oder Zwei-Zimmer-Wohnungen ist massiv gestiegen. Hier kann 

man durch kleine Feinheiten den Menschen einfacheres und günstigeres Wohnen 

ermöglichen. Wir sind wirklich stolz darauf, dass das jetzt einfach möglich ist und wir 

das umsetzen können.

Liebe Opposition, Ihr Lieblingsthema: die Anhebung der Schwellenwerte. Ich kann 

Ihnen versichern, dass es dadurch keine neuen Skigebiete geben wird. Es wird einen 

Tick einfacher. Wir werden die Umwelt- und Naturschutzstandards dadurch nicht aus-

hebeln. Was Sie hier machen, ist wirklich fadenscheinig. Es gibt keine neuen Skige-

biete.

Seien Sie doch froh, dass dadurch vielleicht die eine oder andere Seilbahn moderni-

siert und im Sommer genutzt wird. Seien Sie doch froh, dass wir schon jetzt einen 

gelenkten Tourismus haben und in den Alpen noch mehr davon bekommen werden. 

Die Ruhegebiete in den Alpen, in den Bergen sind für die Tiere essenziell und wichtig. 
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Ich habe lieber eine Seilbahn mehr, die die Menschen gezielt an einen Ort lenkt; an 

anderen Orten ist dafür Ruhe – für die Natur und dafür, dass die Tiere dort leben 

können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir sind mit unserem Dritten Modernisierungsgesetz deshalb auf dem richtigen Weg. 

Ich fordere – wie auch schon beim letzten Mal – alle Bürgerinnen und Bürger dazu auf, 

mitzuarbeiten und mitzugestalten. Schicken Sie uns Ideen, wenn Sie Ideen haben, 

was wir noch vereinfachen können.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wir werden 40.000 Bürger finden, die eine Idee 

haben!)

Deswegen freue ich mich auf die nächsten Modernisierungsgesetze, um es eben für 

unsere Bürgerinnen und Bürger in unserem Land einfacher und leichter zu machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, es liegen zwei Meldungen 

zur Zwischenbemerkung vor. – Für die erste hat der Kollege Toni Schuberl von BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Kollegin, können Sie mir sagen, wie viel schneller 

die Verfahren durch diese Erhöhung der UVP-Grenzwerte geworden sind? Das wäre 

meine Frage an Sie. Und dann möchte ich auch sagen: Es freut mich, dass der 

Ministerpräsident hier ist. Heute habe ich ihn nicht erwartet.

(Zurufe von der CSU)

Es ist gut, dass er hier ist. Guten Appetit auch fürs Essen zwischendrin! Ich habe eine 

Leberkäsesemmel versprochen. Die kriegen Sie auch, weil ich meine Versprechen 

halte.
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(Unruhe)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Frau Kollegin.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Die zweite Frage habe ich akustisch nicht mehr 

verstanden. Das war nur eine Anmerkung, oder?

(Anhaltende Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Zur ersten Frage: Das haben wir letztens schon besprochen. Das ist natürlich in jedem 

Verfahrensschritt individuell. Es wird einfacher gestaltet, viel einfacher und unbürokra-

tisch. Natürlich muss man bei jedem Verfahrensschritt und bei jedem Projekt individu-

ell bewerten, wie schnell es dann wirklich geht, weil es noch andere Verfahrensschritte 

gibt, von denen das Ganze abhängig ist. Da kann man keinen Zeitpunkt nennen; das 

wäre total unseriös.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für die nächste Zwischenbemerkung hat der 

Kollege Gerd Mannes für die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Gerd Mannes (AfD): Frau Jakob, wir hatten diese Debatte schon im Ausschuss. Ich 

kann es gerne noch einmal sagen: Die AfD ist eine Heimat- und Naturschutzpartei, 

natürlich.

(Lachen bei Abgeordneten der CSU, der FREIEN WÄHLERN und der GRÜNEN)

Wir wollen nicht ganz Bayern mit Windrädern zustellen und auch nicht mit Photovolta-

ik. Da haben wir bessere Ideen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Es wäre mir neu, dass ihr euch für erneuerbare 

Energien einsetzt!)
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Jetzt noch einmal zum Thema, in den Außenbereichen etwas zu bauen: Ja, es ist 

wirklich eine Kleinigkeit. Also brauchen wir uns darüber nicht zu streiten, wir stimmen 

zu. Aber wir haben es so gesehen: Man hätte das besser einschränken müssen, weil 

theoretisch – so verstehen wir zumindest den Gesetzentwurf – kann man auch 20 

solcher Dinger bauen. Ich meine, 20 Kubikmeter umbauten Raumes darf man nicht 

überschreiten, aber das könnte man auch 10, 20 oder 30 Mal machen. Das wollten 

wir einschränken. Das war der Änderungsvorschlag, aber das ist eine Kleinigkeit. Ich 

wollte es noch einmal betonen: Natürlich sind wir für Entbürokratisierung, natürlich 

sind wir dafür.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Frau Kollegin.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Es macht nur nicht den Anschein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist der Abgeordnete Johan-

nes Becher von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Staatsregierung, bestehend aus CSU und FREIEN WÄHLERN, 

bringt im Jahr 2025 in Bayern unter dem Deckmantel der Entbürokratisierung ein 

Gesetz für mehr Schneekanonen, für die Ausweitung von Skigebieten und für noch 

mehr Skilifte auf den Weg.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Er hat es nicht verstanden!)

Dafür sollen die Schwellenwerte so verändert werden, dass bei der großen Mehrheit 

der Projekte keine Umweltverträglichkeitsprüfung mehr durchgeführt wird. Dieses Ge-

setz ist ein Angriff auf die Umwelt, insbesondere auf die natürliche Vielfalt und einzig-

artige Schönheit der Bayerischen Alpen. Dieses Gesetz führt zu weniger Öffentlichkeit 

im Planungsverfahren, weniger Beteiligungsmöglichkeiten von Bürgerschaft und Na-

turschutzverbänden. Dieses Gesetz ist weder modern noch unbürokratisch. Dieses 
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Gesetz ist wahrscheinlich europarechtswidrig, gegebenenfalls auch verfassungswidrig. 

Dieses Gesetz widerspricht der Alpenkonvention. Dieses Gesetz ignoriert die Realität 

der Klimaerwärmung, insbesondere der massiven Erwärmung der Alpen. Dieses Ge-

setz ist weder zwingend notwendig noch gut für die Menschen in Bayern.

Dieses Gesetz wird vom Bund Naturschutz in Bayern, vom Landesfischereiverband 

Bayern, vom Deutschen Alpenverein, von der Vereinigung für Stadt-, Regional- und 

Landesplanung, vom Landesbund für Vogelschutz, vom Bund Deutscher Landschafts-

architekten Landesverband Bayern, von CIPRA, vom Verein zum Schutz der Bergwelt, 

von Mountain Wilderness Deutschland e. V. und von vielen weiteren Organisationen 

abgelehnt. Dieses Gesetz ist abzulehnen und wird von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

klipp und klar und entschieden abgelehnt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was hat sich denn seit der ersten Diskussion des Gesetzentwurfs getan? Wurde 

denn auf die Kritik von verschiedenen Seiten reagiert? Gab es den Versuch eines 

Entgegenkommens, eines Abmilderns dieses Vorhabens? – Nein, meine Damen und 

Herren, kein einziger Kritikpunkt wurde aufgenommen, sondern jegliche Stellungnah-

men wurden vollumfänglich zurückgewiesen. Trotzdem war die Diskussion, gerade im 

Umweltausschuss, höchst interessant.

Ich hatte gefragt, wie viel unbürokratischer es denn jetzt mit diesem Gesetz wird. 

Wie viel schneller läuft das Verfahren künftig ab? – Die Antwort des Umweltministe-

riums: Sie wüssten es nicht. Es gebe darüber keine empirischen Erkenntnisse. Die 

Vermutung sei, es werde billiger, aber man müsste ja vergleichen, wie lange ein kon-

kretes Verfahren mit oder ohne Umweltverträglichkeitsprüfung dauere. Einen solchen 

Vergleich gebe es nicht.

(Markus Saller (FREIE WÄHLER): Machen wir ihn halt!)
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Sie begründen Ihr Gesetz mit der Entbürokratisierung und Beschleunigung von Ver-

fahren und können nicht darlegen, ob dieses Gesetz das eigentlich bewirkt. Daran 

sieht man, dass es Ihnen nicht um Entbürokratisierung geht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Das ist wirklich peinlich!)

Immer wieder wird Österreich als Beispiel angeführt und behauptet, dass es dort so 

gut wäre. In Österreich gibt es nur noch einen kleinen Bruchteil an Skiprojekten mit 

Umweltverträglichkeitsprüfung, aber extrem viel massive Skinutzung der Alpen. Es 

gibt zahlreiche sehr umfangreiche und langwierige Klagen. Wie ist denn die Lage in 

Bayern? – Die Antwort des Umweltministeriums: Im Gegensatz zu Österreich gebe es 

in Bayern selten Verbandsklagen des Alpenvereins. Bei uns sei es besser. Woran liegt 

das wohl? – Wenn klar ist, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung stattfindet, dann 

muss die Planung im Vorfeld schon so sein, dass man überhaupt eine Chance auf 

Genehmigung hat. Über die Beteiligung der Verbände hat man bei manchem Projekt 

in der Vergangenheit eine Kompromisslösung gefunden. Die Folge: Es wird in Bayern 

viel weniger geklagt als in Österreich, und das ist gut so.

Jetzt werden die Verbände wegen der fehlenden Umweltverträglichkeitsprüfungen 

nicht mehr beteiligt. Dazu hieß es im Umweltausschuss: Doch, doch, sie könnten sich 

schon beteiligen, sie müssten halt klagen. – Jahr und Tag wird hier das Verbandskla-

gerecht der Naturschutzverbände infrage gestellt, und jetzt verweist man darauf, dass 

sie sich beteiligen können, indem sie klagen können. Geht es denn dann schneller, 

wenn alles vor Gericht verhandelt wird? Ist es unbürokratischer, wenn noch mehr 

geklagt wird? – Sicher nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Keiner der ernst zu nehmenden Umweltverbände hat ein gesteigertes Interesse daran, 

Klage zu führen. Aber alle sollten ein Interesse daran haben, umweltverträglich zu 

planen. In Bayern läuft es besser als in Österreich. Diesen Weg wollen Sie jetzt 

verlassen. Das ist in höchstem Maße kontraproduktiv, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Kollege Flierl hat vorhin das neue Modewort der Entbürokratisierung gesagt: Gold-Pla-

ting. Gemeint ist dieses vermeintlich deutsche Strebertum, EU-Vorgaben immer viel 

stärker als notwendig zu erfüllen und massiv zu übertreiben. Ich habe mich dann ge-

fragt, ob das in Bayern so ist. Ist das so? Ist denn die aktuelle Rechtslage des Baye-

rischen Naturschutzgesetzes, des Bayerischen Wassergesetzes, des Bayerischen Ei-

senbahn- und Seilbahngesetzes wirklich so schlecht, dass es massiv übertreibt und 

Gold-Plating beinhaltet?

Als damals dieses Gesetz beschlossen wurde – Drucksache 14/994 –, wurde in der 

Begründung der damaligen Bayerischen Staatsregierung ausgeführt, dass das Gesetz 

der Deregulierung und Verwaltungsvereinfachung diene. Es klingt wie heute. Man hat 

geschrieben, man bemühe sich, bloß nichts überzuerfüllen, man verzichte sogar auf 

standortbezogene Prüfungen des Einzelfalls. Damals hieß es von der Staatsregierung, 

die Regelungen beschränkten sich auf das nach der UVP-Richtlinie zwingend Gebote-

ne; das zwingend Gebotene, also der Minimalstandard.

Heute wird das zwingend naturschutzfachlich Gebotene noch einmal unterboten. Es 

gibt kein Gold-Plating, aber es gibt jetzt eine Gesetzgebung, die wirtschaftliche Inte-

ressen viel höher hängt als die des Naturschutzes, die das Europarecht so auslegt, 

wie es Ihnen gerade passt. Wir halten dieses Vorgehen für europarechtswidrig. Das 

deckt sich ganz offensichtlich mit der früheren Einschätzung der Bayerischen Staats-

regierung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich hatte im Ausschuss eine aktuelle Studie zur Klimaerwärmung im Alpenraum ange-

sprochen, die deutlich aufzeigt, dass wir bereits bei drei Grad Erwärmung sind. Der 

Alpenraum erwärmt sich viel schneller, leider. Das heißt: Es schneit einfach weniger, 

gerade in den niedrigen Lagen. Die Erderwärmung wird die Alpen dramatisch verän-
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dern. Wir werden über viel größere Sorgen sprechen als über einen Abfahrtslauf in 

niedrigen Lagen. Die Realität ist, dass die Schneesicherheit rapide abnimmt.

Sie machen hier ein Gesetz für ein Wirtschaftsmodell, das in unseren vergleichsweise 

niedrigen Bergen ohne Schneesicherheit leider nicht zukunftsfähig ist. Es ist auch 

heute schon nicht mehr eigenwirtschaftlich. Deswegen muss ja mit Steuergeld sub-

ventioniert werden. Lernen Sie aus den Fehlern vom Jenner und anderswo! Stecken 

wir das Geld in den sanften Tourismus, in einen Tourismus im Einklang mit der Natur, 

in einen Tourismus, den die dort wohnenden Menschen auch noch aushalten! Das 

wäre das Gebot unserer Zeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Und jetzt behauptet dieses Gesetz von sich, modern zu sein. Was ist das: modern? 

– Meines Erachtens sollte es modern sein, das zu erhalten, was uns erhält, zu 

bewahren, nicht zu betonieren und an die bereits jetzt nicht mehr aufzuhaltenden 

Veränderungen anzupassen. Die Wissenschaft sagt uns seit Jahren voraus, wie sich 

die Dinge entwickeln: Temperaturanstieg, Extremwetterereignisse, Verschiebung der 

Klimazonen, Veränderung der Vegetationsperioden, Schmelzen der Gletscher, wenn 

sie nicht eh schon fort sind, Destabilisierung.

Modern ist, nicht alles zu machen, was technisch irgendwie geht, und nicht kurzfristige 

Profitinteressen voranzustellen. Modern ist, die Natur wieder stärker zu achten und zu 

respektieren. Wir müssen lernen, im Einklang mit der Natur zu leben, nicht auf Kosten 

der Natur. Das ist unser ureigenstes Interesse.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Bayerische Naturschutzgesetz enthält in Artikel 2 Satz 1 den wunderbaren Satz:

"Die bayerischen Alpen sind mit ihrer natürlichen Vielfalt an wild lebenden Tier- 

und Pflanzenarten einschließlich ihrer Lebensräume als Landschaft von einzigar-
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tiger Schönheit in ihren Naturräumen von herausragender Bedeutung zu erhal-

ten."

Dieser Satz ist moderner denn je, und er ist für mich und für unsere Fraktion Leitmotiv 

unserer Politik – einer Politik für die Heimat, für den Schutz der Berge mit Respekt vor 

der Schöpfung und aus Verantwortung für die kommenden Generationen.

(Michael Hofmann (CSU): Ein Gesetz, das die CSU gemacht hat!)

Von daher werden wir diesen Gesetzentwurf der Staatsregierung aus voller Überzeu-

gung ablehnen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Becher, es liegen zwei Meldun-

gen zu einer Zwischenbemerkung vor. – Für die erste hat Herr Kollege Alexander 

Flierl, CSU-Fraktion das Wort.

Alexander Flierl (CSU): Herr Kollege Becher, ich glaube, bezüglich unseres Auftrags 

zur Bewahrung der Schöpfung haben wir von den GRÜNEN definitiv keine Nachhilfe 

nötig; das machen wir seit Jahrzehnten.

(Beifall bei der CSU)

Aber nun zu meinen Fragen. Erachten Sie es denn nicht auch als einen demokrati-

schen Prozess, dass es ein Recht auf Anhörung gibt? Dieses ist ausgeübt worden; die 

Verbände sind gehört worden. Die Argumente werden auch abgewogen. Ich glaube 

aber, es gibt keinen Anspruch darauf, den Stellungnahmen eins zu eins zu folgen. Das 

ist doch wohl auch ein demokratischer Prozess. Dies ist Nummer 1.

Nummer 2. Erstens. Ist Ihnen bewusst, dass die Umweltverträglichkeitsprüfung ein 

unselbstständiger Teil eines Verwaltungsverfahrens ist und dass es sich eigentlich um 

einen Bericht handelt, in dem verschiedene Fragen abgeklärt werden, die im Verfah-

ren sowieso geprüft werden?
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Zweitens, zum UVP-Komplex. Ist Ihnen denn bekannt, dass es nach dem Naturschutz-

recht auch Beteiligungsrechte außerhalb der Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht 

gibt?

Drittens hätte ich von Ihnen gerne eine Antwort auf die Frage, –

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Flierl, und viertens haben Sie 

eine Minute für Ihre Zwischenbemerkung.

Alexander Flierl (CSU): – welche materiellen Genehmigungsvoraussetzungen denn 

geändert werden, oder bleiben Sie mir wie im Umweltausschuss wieder eine Antwort 

schuldig?

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Becher.

Johannes Becher (GRÜNE): Herr Kollege Flierl, selbstverständlich ist es das gute 

Recht der Mehrheit, sämtliche Einwände der Zivilgesellschaft, der Umweltverbände, 

der Opposition einfach vom Tisch zu wischen und zu sagen: Es interessiert uns 

nicht, was da kommt; wir ändern an unserem Gesetzentwurf kein Komma, keinen 

Nebensatz.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Was nicht stimmt!)

Das ist das Recht der Mehrheit im Bayerischen Landtag. Ich bin froh, dass wir als 

Opposition das Recht haben, das in aller Deutlichkeit zu kritisieren. Am Ende finden 

irgendwann Wahlen statt oder stehen andere Entscheidungen an, und dann muss 

die Bevölkerung entscheiden: Wollen wir eine Politik, die in der heutigen Zeit mehr 

Schneekanonen ermöglicht, die Umweltverträglichkeitsprüfungen abschafft, oder wol-

len wir eine Politik, die die Heimat bewahrt? Das ist eine Entscheidung, die die Bevöl-

kerung zu treffen hat. Selbstverständlich haben Sie das Recht, dies alles zu negieren.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Wieder keine Antwort!)
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Im Rahmen des Verfahrens der Umweltverträglichkeitsprüfung wird ein Bericht erstellt, 

der für die Öffentlichkeit gut verständlich und lesbar ist.

(Michael Hofmann (CSU): Sie weichen gerne aus!)

Es gibt Beteiligungsrechte der Umweltverbände.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege Becher, auch für Ihre Antwort 

haben Sie eine Minute Zeit.

Johannes Becher (GRÜNE): Das ist ja das Ziel. Schade, dass Sie das nicht besser 

als im Umweltausschuss verstanden haben, Herr Kollege.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für eine weitere Zwischenbemerkung hat 

jetzt der Kollege Gerd Mannes, AfD-Fraktion das Wort.

Gerd Mannes (AfD): Herr Becher, Sie haben von Eingriffen in die Natur gesprochen. 

– Ja, das stimmt. Das ist ein kleiner Eingriff, ein minimaler Eingriff. Ich frage Sie: 

Wie groß ist denn der Eingriff bezüglich der Landesfläche? Ein paar Hektar? Wie 

viele Prozent der Landesfläche macht das denn aus? Sie haben gesagt: weniger 

Beteiligungsverfahren, weniger Mitbestimmung. Wissen Sie, wer das entschieden hat? 

– Sie. Sie haben auf Bundesebene ein Wind-an-Land-Gesetz eingeführt, nachdem 

man als Kommune fast keine Rechte mehr hat, auch nicht einmal als Bundesland. Auf 

2 % der Landesfläche haben Sie keine Mitbestimmung mehr. Sie zerstören. Sie, die 

GRÜNEN, zerstören unsere Heimat. So sieht es nämlich aus, nicht anders.

(Beifall bei der AfD)

Etwas anderes. Sie haben massive Erweiterungen in den Alpen. Glauben Sie denn 

ernsthaft, dass die paar Skigebiete, die wir jetzt anpassen und vergrößern, eine Aus-

wirkung auf das globale Klima haben? Das kann doch nicht Ihr Ernst sein. Da kann 

man Sie doch nicht ernst nehmen.
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Ich sage Ihnen etwas: Sie betreiben hier nur Klientel- und Lobbypolitik für Verbände, 

nichts anderes, und zwar für grüne Verbände.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Becher.

Johannes Becher (GRÜNE): Herr Kollege Mannes, Sie wünschen sich ja, weiterhin 

Ski zu fahren – das haben Sie schon im Ausschuss gesagt –; das wäre Ihr Traum. 

Der Punkt ist allerdings: Das wird auch mit diesem Gesetz nicht möglich sein, da 

sich die Klimaveränderung letztlich nicht dafür interessiert, ob Sie den Klimawandel 

leugnen oder nicht. Er findet statt, solange wir so viel emittieren. Wir ernten heute das, 

was in der Vergangenheit angelegt wurde. Die Entwicklung wird bedauerlicherweise 

weitergehen.

In der Tat hat die Bundesregierung sehr viel entbürokratisiert und Dinge beschleunigt, 

gerade mit Blick auf die Energieversorgung. Das ist zwingend notwendig und erforder-

lich gewesen, um von der Abhängigkeit von russischem fossilem Gas wegzukommen. 

Ich weiß, das hören Sie nicht so gern, weil Kollege Putin ja irgendwie Bruder im Geiste 

ist.

Ich sage Ihnen aber eines: Sie müssten eigentlich für mehr Windräder, für mehr erneu-

erbare Energien sein, wenn Sie das Klima dauerhaft schützen wollen. Dann könnten 

Sie vielleicht auch irgendwann wieder Ski fahren. Ich warte noch länger auf diese 

Erkenntnis, gehe aber nicht davon aus, dass sie bei Ihnen noch kommt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

die SPD-Fraktion der Kollege Florian von Brunn. Bitte schön. Jetzt haben Sie das 

Wort.
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Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Damen und 

Herren! Etwas vorweg, weil Sie sich hier mit Ihrem Bürokratieabbau selbst so beweih-

räuchern. Mit dem Bürokratieabbau will vor allem die CSU die Bürokratie abbauen, die 

sie über Jahrzehnte aufgebaut hat. Das muss ich an dieser Stelle festhalten.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Dritten Modernisierungsgesetz betreiben Sie aber, Herr Ministerpräsident, 

einen dreisten Etikettenschwindel. Unter dem Vorwand des Bürokratieabbaus wollen 

Sie Skigebiets- und Seilbahnbetreibern ein Geschenk auf Kosten der Umwelt machen 

und den Schutz der bayerischen Alpen und der Mittelgebirge massiv zurückfahren.

Die Klimaerhitzung nimmt immer weiter zu, aber Sie tun so, als gäbe es das alles 

gar nicht. Sie wollen es ohne Rücksicht auf die Natur erleichtern, neue Skipisten 

auszuweisen, immer mehr Schneekanonen aufzustellen und Seilbahnen und Lifte zu 

bauen.

Seit Beginn der Industrialisierung hat sich die Temperatur in den bayerischen Alpen 

um mehr als 2,5 Grad erhöht. Seit 1970 sind die Schneetage um mehr als die Hälfte 

zurückgegangen, und die Zahl der Frosttage ist in den letzten 25 Jahren um fast zwei 

Drittel gesunken.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Und was hat das mit dem Modernisierungsgesetz 

zu tun?)

– Was hat das damit zu tun? – Die natürliche Schneedecke schrumpft. Gleichzeitig 

wird der Zeitraum für künstliche Beschneiung immer kürzer, und der Energie- und 

Wasserverbrauch von Schneekanonen steigt. Kunstschnee wird immer teurer. Das 

heißt, es ist bald vorbei. Für ein paar verbleibende Jahre wollen Sie aber noch den 

Alpenschutz schleifen. Da muss man sich wirklich fragen, ob das noch vernünftig ist.

Schon jetzt halten Sie viele Skigebiete nur durch klimaschädliche Subventionen am 

Leben. Ein gutes Beispiel ist der Jenner im Landkreis Berchtesgaden. Dort wurden 
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viele Millionen in den Ausbau des Skigebietes gesteckt, davon allein rund 10 Millio-

nen Euro Subventionen vom Freistaat Bayern. Was ist heute? – Der Skibetrieb wurde 

im letzten Jahr eingestellt, weil er sich schlicht nicht mehr lohnt. Das Steuergeld ist 

fast komplett verloren. Doch Sie von CSU und FREIEN WÄHLERN machen einfach 

weiter.

Mit Ihrem Gesetzentwurf missachten Sie den bayerischen Alpenplan, den Bergwald-

beschluss von 1984 und die Alpenkonvention, vor allem aber pfeifen Sie auf das 

europäische Umweltrecht; denn dieses schreibt Umweltverträglichkeitsprüfungen für 

genau solche Projekte vor.

Herr Flierl, keines Ihrer Argumente sticht. Sie wollen die Schwellenwerte deutlich erhö-

hen, ab wann zum Beispiel für eine Skipiste oder eine Seilbahn eine solche UVP nötig 

ist. Der Europäische Gerichtshof sagt aber ganz klar: Solche Schwellen dürfen nicht 

so hoch sein, dass fast alle Projekte automatisch durchrutschen. Genau das nehmen 

Sie aber in Kauf. Noch gravierender: Sie lockern die Regelungen bei Erweiterungen 

bestehender Anlagen. Das heißt ganz konkret: Wer ein Großprojekt scheibchenweise 

im Abstand von zwei Jahren baut, kann die Umweltverträglichkeitsprüfung einfach 

umgehen. Diese Salamitaktik hat der EuGH bereits 1999 in einem Urteil gegen Irland 

unmissverständlich verboten. Aber auch das ist Ihnen offenbar egal oder gar nicht 

bekannt.Sie verkaufen nicht nur unsere Alpen und unsere Mittelgebirge; sie treten 

auch europäisches Umweltrecht mit Füßen.

Wir haben Änderungsanträge gestellt, um diese Passagen aus dem Gesetzentwurf 

zu streichen. Wir fordern unter anderem, dass es in Nationalparken und Schutzgebie-

ten immer eine Umweltverträglichkeitsprüfung geben muss. Schließlich haben diese 

Gebiete nicht zu Unrecht, sondern aus guten Gründen diesen Schutzstatus.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie unsere Anträge ablehnen, werden wir nicht nur gegen das Gesetz stimmen; 

wir kündigen vorsorglich auch eine rechtliche Überprüfung und gegebenenfalls, da 
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wir eine Meinungsverschiedenheit sehen, eine Klage gegen dieses aus unserer Sicht 

europarechtswidrige und umweltschädliche Gesetz an.

Kurz noch zu unserem weiteren Änderungsantrag: Sie planen mit dem Dritten Mo-

dernisierungsgesetz, Gebäude, Hütten, Häuschen und Container im Außenbereich 

zuzulassen, sofern der Rauminhalt weniger als 20 Kubikmeter beträgt. Wir finden, 

der Außenbereich ist besonders schützenswert. Die von Ihnen geplante Regelung 

beschädigt das Landschaftsbild und führt zu weiterer Versiegelung. Deshalb wollen wir 

das ändern.

Was ich noch gravierender finde: Mit Ihrem Gesetzentwurf wollen Sie es erleichtern, 

größere Wohnungen in viele kleinere Wohnungen aufzuteilen. Ich weiß nicht, ob Sie 

schon einmal mit Familien mit mehreren Kindern gesprochen haben, die in größeren 

Städten eine Wohnung suchen, in der jedes Kind ein eigenes Zimmer haben soll. Das 

ist fast unmöglich bzw. unbezahlbar. Und jetzt wollen Sie es auch noch erleichtern, 

große Wohnungen aufzuteilen, damit Vermieter mehr Gewinn machen, weil man klei-

nere Wohnungen teurer vermieten kann. Das ist unsozial und nicht im Sinne einer 

guten Wohnungspolitik. Deswegen lehnen wir diese Regelung ab. Ich hoffe, dass der 

Landtag heute diesem Gesetzentwurf nicht zustimmt.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, es liegt die Meldung zu einer 

Zwischenbemerkung vor. – Das Wort hat Frau Kollegin Marina Jakob, FREIE WÄH-

LER.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Lieber Herr Kollege von Brunn, Sie haben wieder 

den Jenner aufgeführt. Der Skibetrieb dort wurde eingestellt, gar keine Frage. Aber 

man kann dort schneeschuhwandern, man kann rodeln, man kann Touren gehen. Das 

ist genau das, was wir wollen: gelenkter Tourismus. Die Leute gehen dorthin. Sie 

fahren auch im Winter mit der Bahn nach oben. Dort hat man mehr Gäste als jemals 
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zuvor. Das sind unsere Ziele: gelenkter Tourismus und Ruheorte für die Tiere schaffen. 

Ich weiß nicht, warum Sie das nicht verstehen wollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege von Brunn.

Florian von Brunn (SPD): Frau Jakob, ich frage mich, warum Sie die Schwellenwerte 

für die Umweltverträglichkeitsprüfung so dramatisch erhöhen wollen, wenn Sie natur-

verträglichen, sanften Tourismus anstreben. Sie wollen es ja erleichtern, künstlich zu 

beschneien und Skipisten auszubauen. Das alles steht in Ihrem Gesetzentwurf. Sie 

sagen hier aber das Gegenteil.

(Zuruf der Abgeordneten Marina Jakob (FREIE WÄHLER))

2024 ist der Skibetrieb am Jänner geschlossen worden. Der auch mit Steuergeldern 

gebaute Lift wurde schon verkauft, an die Bergbahnen Dachstein West. Ist das sorg-

samer Umgang mit Steuergeldern? – Nein, es ist rückwärtsgewandte, falsche Politik, 

für die Sie stehen.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist Herr 

Kollege Markus Saller von der Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Sie haben 

das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrter 

Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Dritte Modernisierungsge-

setz ist meines Erachtens ein weiterer wichtiger Baustein auf unserem Weg zu einem 

modernen, effizienten und bürgernahen Freistaat Bayern. Das Dritte Modernisierungs-

gesetz hat zwölf Paragrafen. Wir debattieren hier seit fast eineinhalb Stunden nur über 

die Paragraphen 9 bis 11, das heißt, über die Umweltverträglichkeitsprüfung, die in 

bestimmten Fällen wegfallen soll.
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(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Die eineinhalb Minuten, in denen Sie zwei Sätze zu den Wohnungen gesagt haben, 

nehme ich jetzt nicht für voll.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Wir debattieren überhaupt nicht über die Dinge, die sonst noch drinstehen. Kollege 

Flierl hat klar gesagt, dass sich an den Standards nichts ändert. Wir vereinfachen nur 

ein Verfahren.

Lassen Sie mich etwas anderes herausstellen, etwas, was heute noch gar nicht ge-

würdigt wurde, obwohl es wegen seiner Dimension viele Bürgerinnen und Bürger, 

Vereine und kleine Unternehmen betrifft: Dieser Gesetzentwurf enthält als zentralen 

Baustein – ich denke, es ist ein echtes Herzstück des Bürokratieabbaus – die Einfüh-

rung der Stichprobenregelung für Kleinförderungen. Dementsprechend wird ein neuer 

Artikel 44a in die Bayerische Haushaltsordnung eingefügt. Diese Neuerung, meine 

Damen und Herren, steht exemplarisch für ein wirklich neues Verständnis von Verwal-

tung: vertrauensbasiert, effizient, verantwortungsvoll.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Was bedeutet das konkret? – Bei einer Förderung aus Landesmitteln bis zur Höhe 

von 10.000 Euro – bei Zuwendungen an Kommunen sogar bis 100.000 Euro – entfällt 

künftig der verpflichtende Verwendungsnachweis. Das ist etwas, worüber wir im Nor-

menkontrollrat schon oft diskutiert haben; auch in der Enquete-Kommission zum Büro-

kratieabbau haben wir diese Forderung mehrmals gehört. Jetzt wird es zum Gesetz. 

Sofern kein Verdacht auf Fehlverwendung vorliegt, müssen Verwendungsnachweise 

nicht mehr erbracht werden. Stattdessen wird eine gezielte Stichprobe durchgeführt, 

die mindestens 10 % der Fördermittelempfänger umfasst. Das heißt aber auch: In 

90 % der Fälle schaut man nicht mehr nach, es sei denn, es gibt konkrete Anhalts-

punkte für eine Zweckverfehlung; das ist klar.
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Diese Umstellung bedeutet eine erhebliche Entlastung für Zuwendungsempfänger, 

insbesondere für Vereine, kleine Initiativen und Kommunen, aber auch für die Verwal-

tung; denn die Prüfung jedes einzelnen Verwendungsnachweises bindet Zeit, Perso-

nal und Ressourcen. Für Kleinstbeträge ist dieser Aufwand oft nicht verhältnismäßig.

Die neue Regelung verfolgt einen anderen, einen modernen Ansatz. Wir haben es 

schon gehört: Wir setzen auf Vertrauen. Kontrolliert wird dann, wenn es begründete 

Anhaltspunkte gibt oder der Zufall es verlangt. Das ist ganz im Sinne der Umkehrung 

eines alten Satzes; denn jetzt heißt es: Kontrolle ist gut, Vertrauen ist besser.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Natürlich bleibt die Pflicht zur zweckentsprechenden Verwendung uneingeschränkt 

bestehen. Wenn dem nicht nachgekommen wird, erfolgt eine Sanktionierung. Es kann 

auch eine Rückforderung erfolgen.

Meine Damen und Herren, mit dieser Neuregelung schaffen wir eine echte Win-win-

Situation. Wir befreien Tausende kleiner Projekte in Bayern von unnötiger Bürokratie. 

Wir schaffen gleichzeitig mehr Raum für eine wirksame Kontrolle, nämlich dort, wo 

es wirklich zählt. Diese Regelung ist nicht nur mutig, sondern auch intelligent; denn 

sie ermöglicht es der Verwaltung, ihre Kapazitäten dort zu bündeln, wo sie wirklich 

gebraucht werden, und sie bringt die Prinzipien der Wirtschaftlichkeit und der Verhält-

nismäßigkeit in eine zeitgemäße Balance.

Meine Damen und Herren, der neue Artikel 44a der Bayerischen Haushaltsordnung 

ist, so banal es im ersten Moment klingen mag, ein echter Meilenstein; denn damit 

schaffen wir ein System, das Fehler nicht systematisch vermutet, sondern sich auf 

Vertrauen stützt – bei gleichzeitiger Wahrung der Haushaltsdisziplin. Dieses Vertrauen 

in die Menschen vor Ort ist ein Markenzeichen bayerischer Politik.

Darum sage ich: Das Dritte Modernisierungsgesetz ist mehr als eine technische Ge-

setzesänderung. Es ist das Signal für einen Staat, der auch loslassen kann, nämlich 
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dort, wo Kontrolle unnötig ist. Der Staat handelt trotzdem weiterhin entschlossen, wo 

Kontrolle nötig ist.

Nach der großen ideologischen Debatte, die wir heute hier erlebt haben,

(Johannes Becher (GRÜNE): Es war keine ideologische Debatte!)

bitte ich Sie darum, dem Gesetzentwurf der Staatsregierung und dem Änderungsan-

trag der regierungstragenden Fraktionen zur verfahrensfreien Errichtung von Brenn-

stoffzellen zuzustimmen. Die Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen bitten wir 

abzulehnen. Wir wollen ein Bayern mit weniger Bürokratie und mehr Eigenverantwor-

tung. Wir wollen ein modernes Bayern. – Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für eine Zwischenbemerkung hat Herr Kolle-

ge Johannes Becher, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort. Bitte.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege Saller, lieber Markus, kurz 

zu dem Thema Verwendungsnachweise: Das ist in der Tat ein mutiger Schritt, den wir 

in der Kommission gemeinsam auf den Weg gebracht haben. Wir hätten uns sogar 

noch mehr vorstellen können. Du weißt auch, wer die Idee dazu hatte; das muss man 

hier nicht näher ausführen.

Das Zweite: In den Ausschussprotokollen ist nachzulesen, wie wir uns zu den ande-

ren Punkten positioniert haben. Der Kern des Dritten Modernisierungsgesetzes sind 

aber schon die Einschränkungen der Umweltverträglichkeitsprüfungen. Dazu habe ich 

eine Frage an dich als FREIER-WÄHLER-Vertreter. Die FREIEN WÄHLER leiten das 

Umweltministerium. Der Umweltminister ist heute nicht anwesend. Der Gesetzentwurf 

stammt auch nicht aus dem Umweltministerium, sondern aus der Staatskanzlei. Wie 

steht denn der Umweltminister dazu? Warum ist dieses Gesetz positiv für die Umwelt? 

Wo ist an dieser Stelle die FREIE-WÄHLER-Umweltpolitik zu erkennen? Das würde 

mich interessieren.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Becher, Sie haben sicherlich Ver-

ständnis dafür, dass ich nicht für Thorsten Glauber spreche.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich glaube, Thorsten Glauber kann für sich selbst antworten.

(Johannes Becher (GRÜNE): Er ist nicht da!)

Ich habe bereits deutlich zu erkennen gegeben, dass wir an den Standards nichts 

ändern. Das heißt, am bestehenden Umweltschutz ändert sich durch die neuen Rege-

lungen aus meiner Sicht überhaupt nichts.

Ob das Ganze europarechtskonform ist oder nicht? Wir haben eine klare Meinung. 

Diese Frage ist auch vorgeprüft worden. Am Ende obliegt es den Gerichten, auszule-

gen und zu entscheiden.

Herr Kollege Becher, ich möchte es noch einmal in aller Deutlichkeit sagen: Bürokra-

tieabbau heißt nicht, rechtsstaatliche Verfahren infrage zu stellen. Natürlich sollen 

Gerichte nach wie vor die Möglichkeit haben, Handlungen der Legislative und der 

Exekutive zu überprüfen. Das haben Sie vorhin anders gesagt, indem Sie behauptet 

haben, ein Normenkontrollverfahren durch den EuGH sei Ausdruck von Bürokratie. 

Das ist es nicht. Das ist Ausdruck von Rechtsstaatlichkeit! Darauf fußt unsere liberale 

Demokratie.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege Saller. – Für die 

Staatsregierung spricht Herr Staatsminister Dr. Florian Herrmann. Herr Staatsminister, 

Sie haben das Wort.
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Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-

nächst einmal herzlichen Dank für die ausführlichen Beratungen unseres Dritten Mo-

dernisierungsgesetzes hier im Plenum und auch in den Ausschüssen. Während der 

Debatte heute, insbesondere während der Beiträge der Kollegen Becher und von 

Brunn, dachte ich eigentlich, dass ich im falschen Tagesordnungspunkt bin, weil ich 

immer nur hörte: Skifahren, Skifahren, Skifahren!

Ich bin vor 40 Jahren zum letzten Mal auf Skiern gestanden. Mich interessiert Ski-

fahren nicht. Mir geht es um Entbürokratisierung. Das ist der Gegenstand dieses 

Gesetzes.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Florian von Brunn (SPD))

Deshalb bedaure ich es sehr, dass Sie diese Debatte hier okkupieren und das Thema 

okkupieren, mit völlig sachfremden Erwägungen, die man an völlig anderer Stelle 

diskutieren kann, wenn man das will, aber die mit der Entbürokratisierung nichts zu tun 

haben. Ganz im Gegenteil: Es schadet dem Anliegen, wenn man das so verhetzt und 

einen solchen Popanz aufbaut, wie Sie das gemacht haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Johannes Becher (GRÜNE): 

Das würde ich gern zurückgeben! – Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn 

(SPD))

Aber schön ist, dass dadurch für alle, die diese Debatte verfolgen, die Fronten noch 

einmal sehr deutlich klar wurden: Es sitzen nämlich hier in der Mitte, in dieser Koalition 

aus CSU und FREIEN WÄHLERN, diejenigen, die die Zeichen der Zeit erkannt haben, 

die erkannt haben, dass wir an die überbordende Bürokratie ernsthaft und Schritt für 

Schritt heranmüssen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Diese Bürokratie stammt von Ihnen!)
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Hier auf der linken Seite sitzen die mit der pathologischen Aversion gegen jede Verän-

derung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage noch einmal zur Einordnung, warum wir das überhaupt machen, warum 

wir überhaupt eine ganze Kaskade von Entbürokratisierungsgesetzen gestartet haben 

und warum der Ministerpräsident das in das Zentrum der Regierungserklärung, in das 

Zentrum auch dieser Koalition gestellt hat. Wir wissen alle: Die Bürokratie lähmt den 

Staat. Sie führt zu Unzufriedenheit auf allen Seiten.

Man muss sich immer wieder bewusst machen: Unser Staatsverständnis muss sich 

verändern. Wir haben uns die letzten Jahrzehnte über sehr wohl gefühlt in einem 

Staat, der sich um alles kümmert, der jeden Lebenssachverhalt ausregelt, ausjudiziert. 

Das ist der falsche Ansatz. Wir müssen zurück zum Kern dessen, wofür der Staat 

da ist: Der Staat ist für die Schwachen da, der Staat ist für die innere und äußere 

Sicherheit da, er ist für die Bildung da, und er ist dafür da, Impulse der Innovation 

zu setzen. Dafür muss der Staat stark sein, und damit er stark sein kann, muss er 

schlank sein. Das ist der Grund, warum wir wegmüssen von überbordenden Regelun-

gen, um der Freiheit der Menschen und der Freiheit der Unternehmen wieder stärker 

zum Durchbruch zu verhelfen.

Unsere Methodik lautet: Nicht nur reden, nicht nur über Berlin reden, über Brüssel 

reden, wo natürlich der Großteil der Bürokratie entsteht, sondern anpacken, indem wir 

durchforsten, indem wir das gesamte bayerische Landesrecht, die untergesetzlichen 

Regelungen, durchforsten und im Grunde bei jeder Regel fragen: Braucht es die noch, 

oder kann sie weg? Im Zweifel sagen wir: Sie kann weg.

Bei der Rechtssetzung gehen wir nach dem Grundgedanken vor: Eine Regelung, ein 

Gesetz, eine Anordnung, ein ministerielles Schreiben, eine Verwaltungsanweisung, die 

man nicht machen muss, die darf man nicht machen.
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(Toni Schuberl (GRÜNE): Das Gender-Verbot!)

Das ist sozusagen das neue Mindset, das eben heißt: Im Zweifel für die Freiheit, und 

im Zweifel eben keine Regelung.

Das geht übrigens auch vom Konzept des mündigen Bürgers aus. Entbürokratisierung 

korrespondiert mit der Vorstellung eines mündigen Bürgers, der selber ganz genau 

weiß, was er in seinem Leben machen will. Das gilt auch für die Unternehmen, die 

schon ganz genau wissen, an welche Regeln sie sich halten müssen und an welche 

nicht. Das heißt: der Gedanke des Vertrauens statt des Misstrauens, der Gedanke der 

Freiheit statt der überbordenden Kontrolle, bei der neben jeden Kontrolleur noch ein 

Kontrolleur gesetzt wird, der den Kontrolleur überprüft usw. usf. Das ist in den letzten 

Jahrzehnten gewachsen und gewachsen. Da wollen wir hin.

Das findet sich in allen diesen Modernisierungsgesetzen wieder. Ich kann sagen, 

das wird sich auch im Vierten Modernisierungsgesetz wiederfinden. Aber in diesem 

Dritten Modernisierungsgesetz geht es wieder um Verfahrensfreistellungen und um 

Verfahrensvereinfachungen. Es geht insbesondere darum, dass wir möglichst schnell 

Rechtssicherheit bekommen, wenn bestimmte großangelegte Projekte – die, die Sie 

genannt haben, sind auch großangelegte Projekte – gestartet werden. Wenn man die 

startet, dann will man möglichst zügig Rechtssicherheit haben. Darum geht es.

Deshalb haben wir hier dieses Beispiel der Erhöhung der Schwellenwerte bei den 

UVPs. Darauf komme ich gleich noch. Aber ein wichtiger Bestandteil, der in der Dis-

kussion leider völlig untergegangen ist, ist die Anhebung der Schwellenwerte auch für 

die Förderbescheide und die Verwendungsnachweise bei den Förderbescheiden. Das 

ist eine erhebliche Erleichterung, die wir durch dieses Gesetz schaffen. Das war eine 

langjährige Forderung von allen Beteiligten, von den Kommunen, die Förderbescheide 

bekommen, aber auch von Vereinen, von allen. Das geht völlig unter. Darum betone 

ich das noch mal extra, meine Damen und Herren.
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Aber wir sehen, dass die GRÜNEN hier völlig anders denken. Gerade wurde sehr 

deutlich, dass auch die SPD genauso denkt.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Das bedaure ich sehr; denn auf der Berliner Ebene, Herr Ministerpräsident, bei den 

Koalitionsverhandlungen, haben wir uns gerade beim Thema moderner Staat und 

Entbürokratisierung auf wirklich wegweisende Dinge verständigen können. Insofern 

war es wahrscheinlich gut, dass wir dort mit anderen Sozialdemokraten als den baye-

rischen verhandelt haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Florian von Brunn (SPD) – Michael Hofmann (CSU): Das tut weh!)

Bei den GRÜNEN ist in der heutigen Debatte etwas überdeutlich geworden, gerade 

in den Ausführungen des Kollegen Becher, aber auch in allen anderen Diskussionen, 

auch bei der Frage der Berichtspflichten und Ähnlichem, was wir im Vierten Modern-

isierungsgesetz sehen werden. Mein Eindruck ist: Die GRÜNEN sind nicht gegen 

Bürokratie, sondern die GRÜNEN lieben Bürokratie.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der AfD – 

Widerspruch des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Meine Damen und Herren, dadurch wird deutlich: Die GRÜNEN sind strukturell re-

formunfähig und strukturell reformunwillig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Man kann natürlich die Meinung vertreten, dass man sozusagen ab dem ersten Meter 

oder dem ersten Quadratmeter eine Umweltverträglichkeitsprüfung will.

(Johannes Becher (GRÜNE): So hat ja niemand geredet! – Katharina Schulze 

(GRÜNE): Das hat niemand behauptet!)
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Aber das Ganze hier mit einem überbordenden, geradezu verhetzenden Popanz zu 

diskutieren, das halte ich für skandalös. Das ist unseriös.

(Florian von Brunn (SPD): Ihr Gesetzentwurf ist unseriös!)

Ich sage auch ehrlich: Sie bewegen sich hier mit solchen einseitigen und völlig überzo-

genen Diskussionen aus dem demokratischen Diskurs der Mitte weg. Das ist keine 

faire Debatte. Sie erwecken draußen den Eindruck, ab sofort könne eine Seilbahn 

ohne jede Genehmigung gebaut werden. Das ist der Eindruck, den Sie vermitteln.

(Johannes Becher (GRÜNE): Das habe ich gar nicht gesagt! Das weise ich 

zurück! Sie können mir nichts unterstellen, was ich nicht gesagt habe! Das ist 

unseriös! – Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Das ist das Ziel, das Sie verfolgen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sie wissen ganz genau, wie die medialen Debatten in unserer Gesellschaft laufen. Ich 

erinnere an die Handgranaten-Diskussion. Ich erinnere an die Chlorhühnchen-Diskus-

sion. Sie wissen alle, wie in politischen Diskussionen verhetzt wird. Machen Sie mir 

hier doch nichts vor. Das ist genau dieselbe Methodik.

(Johannes Becher (GRÜNE): Argumente sind sofort Verhetzung? Das kann nicht 

sein! Das ist unseriös, was Sie sagen!)

Alle, die das draußen nur oberflächlich verfolgen, sollen den Eindruck haben, es 

würden auf einmal überall ohne Genehmigung Seilbahnen gebaut. Das ist unseriös 

und falsch. Das sage ich Ihnen sehr deutlich.

(Lebhafter Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeord-

neten Tim Pargent (GRÜNE))
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Kein Jota – der Kollege Flierl, der Kollege Saller und die anderen haben das sehr 

deutlich ausgeführt – wird am materiellen Recht geändert.

(Florian von Brunn (SPD): Das scheint mir eher eine Aschermittwochsrede zu 

sein!)

Das ist der ganz entscheidende Punkt.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Die Prüfung fällt weg!)

Das versuchen Sie in der Diskussion zu vermischen und damit eine Stimmung zu 

erzeugen, und das Ganze in einer Diskussion, in der es eigentlich um Entbürokratisie-

rung geht. Ich bin wirklich entsetzt, ich bin enttäuscht,

(Johannes Becher (GRÜNE): Ich bin auch entsetzt von Ihnen!)

und ich glaube, mit Ihnen können wir Entbürokratisierung komplett vergessen.

(Lebhafter Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Man sieht es hier und auch bei den anderen Diskussionspunkten, die gar nichts 

mit der Umweltverträglichkeitsprüfung zu tun haben, sondern mit den Berichten oder 

Statistikpflichten. Es ist ganz egal, worum es geht: Sie denken einfach anders und 

denken alles vom Staat aus. Sie denken nicht vom mündigen Bürger aus.

(Florian von Brunn (SPD): Wir denken von der Gesellschaft aus! – Zuruf des 

Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Das ist der fundamentale Unterschied, den man immer wieder deutlich machen muss.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Und natürlich betreiben auch Sie die Lobbyarbeit Ihrer Klientel und deren Pfründe. 

Das muss ich an dieser Stelle deutlich sagen.
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(Beifall bei der CSU – Zurufe der Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE) und Paul 

Knoblach (GRÜNE))

Ich wusste bis vorgestern nicht, dass es für Umweltverträglichkeitsprüfungen eine 

eigene Gesellschaft gibt, die UVP-Gesellschaft e. V. Ich finde es schon abenteuerlich, 

dass es für einen verwaltungstechnischen Vorgang, für ein Instrument der Verwaltung, 

eine eigene NGO gibt.

(Ministerpräsident Dr. Markus Söder: Aha!)

Das finde ich schon hoch spannend.

Ich sehe es so: Für die einen ist eine UVP ein verwaltungstechnisches Instrument, um 

vorbeugenden Umweltschutz zu betreiben. Für die anderen scheint eine UVP offenbar 

Selbstzweck und Lebensinhalt zu sein.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Ministerpräsi-

dent Dr. Markus Söder: Für die sind das Geldquellen! – Martin Wagle (CSU): Ja, 

Geldquellen!)

Und dass dann von dieser Organisation Gutachten kommen, die sagen, es könnte 

vielleicht europarechtswidrig sein – so muss ich sagen –, erschüttert mich jetzt nicht 

im Kern. Mit der gleichen Logik werde ich jetzt einmal einen Verein zur Förderung der 

Fortsetzungsfeststellungsklage oder eine Gesellschaft zur Begründung von Revisio-

nen oder sowas gründen. Das ist doch lächerlich. Daran sehen wir, in welche Richtung 

sich unser Staat bewegt, nämlich in Richtung von NGOs, die immer mächtiger werden.

(Lebhafter Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – 

Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Das ist ein dampfiges Ökosystem, das nicht mehr dem entspricht, was ein Staat tun 

soll, nämlich Verwaltungsprozesse schlank durchführen, um zügig zu Ergebnissen zu 

kommen. Das vermeidet man aber, indem man möglichst viele Verfahren macht. Das 
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ist der Kern dessen, was GRÜNE und Sozialdemokraten machen, nämlich Verzöge-

rung durch Verfahren, indem man diese Verfahren so lang und so breit wie möglich 

ausrichtet. Das ist in unserer Zeit der falsche Weg und auch der falsche Weg für 

unsere Gesellschaft. Deshalb lehnen wir das ab und werden unseren Weg der Entbü-

rokratisierung weitergehen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der AfD – 

Johannes Becher (GRÜNE): Wir wollen einfach eine Rechtsgrundlage haben!)

Ich sage aber noch einmal sehr deutlich: Wir lehnen diesen Weg ab. Die GRÜNEN 

sind offenbar kein ernsthafter Gesprächspartner, wenn es um Entbürokratisierung 

geht.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Die SPD auch nicht!)

Die GRÜNEN und zunehmend auch die Sozialdemokraten sind Bürokratiejunkies. Ich 

sage, sie sind eigentlich sogar Bürokratiemessies.

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREI-

EN WÄHLER und der AfD – Johannes Becher (GRÜNE): Jetzt wird es aber 

langsam frech! – Zuruf von den GRÜNEN)

– Sie können mich gar nicht als Bürokratiemessie bezeichnen, weil ich keiner bin.

(Zuruf von den GRÜNEN – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Bürokratiemessies sagen jeden Tag: Morgen höre ich mit der Bürokratie auf. Sie 

bringen dann aber am gleichen Tag noch einmal drei Tüten mit neuer Bürokratie nach 

Hause.

(Anhaltender Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER 

und der AfD – Johannes Becher (GRÜNE): Das ist nicht das Niveau des Hohen 

Hauses!)
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Mir wäre es lieber, es wäre anders. Die Beispiele kommen aber von Ihnen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das kommt alles von Ihnen! – Zurufe der Abgeordneten 

Johannes Becher (GRÜNE) und Barbara Fuchs (GRÜNE))

Ich nenne nur das Beispiel Verpackungssteuer, das wir hier das letzte Mal ausführlich 

diskutiert haben. Sie lieben die Verpackungssteuer. Ich nenne auch das Transparenz-

gesetz. Es gibt einen neuen Gesetzentwurf der GRÜNEN, den wir hier diskutieren, in 

dem es um zusätzliche Bürokratie beim Thema Transparenz geht.

(Johannes Becher (GRÜNE): Es geht um mündige Bürger!)

Beim Thema Klimabericht gibt es sofort riesige Aufregung, weil wir mehrere, über 

zwei DIN-A4-Seiten lange, teilweise unsinnige Berichte einfach abschaffen wollen. Wir 

wollen sie nicht verbieten, aber abschaffen. Ich nenne auch das Bespiel Statistik. Als 

wir gesagt haben, wir schaffen Statistiken ab – das war eine Forderung von allen, 

mit denen wir sprechen –, kam sofort der Einwand: Die Theaterstatistik brauchen wir 

aber dringend noch, sonst geht die Welt unter. Ihr allerneuerster Vorschlag ist ein 

"Fußverkehrsbeauftragter für Bayern". Ein Fußverkehrsbeauftragter! Man fragt sich: 

Was ist das wieder für ein neuer Fetisch?

(Heiterkeit bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der AfD)

Aber Hauptsache, in jedem Regierungsbezirk einen Fußverkehrsbeauftragten.

(Lebhafter Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und 

der AfD)

Bei aller Liebe – ich will gar nicht bösartig sein, sondern einfach nur die Realität 

darstellen: Das ist die Realität der grünen Entbürokratisierung: immer mehr, immer 

mehr.

Das Gleiche gilt fürs Gold-Plating, für das Energieeffizienzgesetz, das Einwegkunsts-

tofffondsgesetz und das Hinweisgeberschutzgesetz. Das sind alles Bundesprojekte, 
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bei denen die GRÜNEN in der Ampel dafür gesorgt haben, dass auf die europarechtli-

chen Standards noch einmal oben draufgesattelt wird.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Das ist so ein weiteres Beispiel, bei dem man alles im Detail ausführen könnte.

Ich glaube, die Botschaft ist angekommen: Mit Ihnen kann man nicht entbürokratisie-

ren. Darum müssen wir das selber machen. Ich bin froh, dass wir das mit dem Dritten 

Modernisierungsgesetz machen. Wirklich gut ist, was die Verwendungsnachweise und 

die neuen Verfahrensfreistellungen beim Einbau von Wohnungen oder bei dem Bau 

lächerlich kleiner Hütten betrifft. Da geht es um Scheunen, die nicht einmal eine 

Toilette und sowas draußen haben dürfen. Das sind alles Dinge, bei denen ich glaube, 

dass man deutlich flexibler sein kann, ohne dass die Welt untergeht. Das Gleiche gilt 

auch für die Umweltverträglichkeitsprüfungen. Darum bitte ich diejenigen, die willig 

sind und an Entbürokratisierung glauben, heute hier zuzustimmen. – Danke schön.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREI-

EN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Staatsminister. – Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, es liegt eine weitere Wortmeldung vor. Dazu erteile ich dem 

Kollegen Florian von Brunn für die SPD-Fraktion das Wort.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Staatsminister, ich fand das eine unseriöse und unwürdige 

Rede, die Sie gerade gehalten haben.

(Zurufe von der CSU: Oh! – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Mi mi mi! – Michael 

Hofmann (CSU): Das ist so, Sie müssten mal in den Spiegel schauen!)

Wir haben hier zusammen mit anerkannten Verbänden außerhalb des Landtags wie 

dem Deutschen Alpenverein, der über eine Million Mitglieder hat, berechtigte und 
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sachliche Kritik vorgebracht. Wir haben im Einzelnen begründet, warum dieser Ge-

setzentwurf in seinem wichtigsten Teil, nämlich dem Naturschutzrecht, das die Alpen 

betrifft, europarechtswidrig ist. Das wischen Sie in einer Art und Weise vom Tisch, die 

ich nur "rechtspopulistisch" nennen kann.

(Widerspruch bei der CSU)

So heizt man die Stimmung auf.

Ganz ehrlich: So wie Sie Bürokratieabbau betreiben – – Ich sage es noch einmal: Wir 

bauen hier in Bayern die Bürokratie ab, die die CSU in Jahrzehnten aufgebaut hat. 

Dazu gibt es aber von Ihnen kein Wort der Selbstkritik.

(Zurufe von der CSU)

Und dann loben Sie sich auch noch selbst dafür. Sie sind nicht auf die Sachargumente 

eingegangen. Sie haben nur geschimpft. Diese Rede passt vielleicht in Ihre Halle am 

Aschermittwoch; aber nicht hier in den Bayerischen Landtag. – Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN – Zurufe von der CSU: 

Oh!)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Für die AfD-Fraktion hat 

erneut der Kollege Gerd Mannes das Wort. Bitte schön, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium! Herr Herrmann, ich konnte leider keine 

Zwischenbemerkung mehr machen. Ich habe aber noch Redezeit. Wissen Sie, Sie 

haben jetzt hier so getan, als würden Sie alles kurz und klein schlagen. Ich möchte 

dieses Dritte Modernisierungsgesetz noch einmal einordnen. Sie haben viel Applaus 

bekommen. Die Wahrheit aber ist doch, dass es ein ganz kleiner Schritt in die richtige 

Richtung ist. Ich gestehe Ihnen das schon zu; es ist aber nur ein ganz kleiner Schritt.
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Sie haben so getan, als hätten Sie als Teil der Staatsregierung und die CSU im 

Allgemeinen nichts mit dieser totalen Überbürokratisierung zu tun. Ich sage Ihnen 

etwas: Ich bin seit 2018 hier im Bayerischen Landtag und habe die 16 Jahre Merkel 

miterlebt.

(Michael Hofmann (CSU): Wenn Ihnen nichts mehr einfällt, erwähnen Sie die 

Bundeskanzlerin! – Zuruf der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel (CSU))

Ich sage Ihnen: Sie haben wirklich dafür gesorgt, dass dieses Land völlig überbüro-

kratisiert ist. Ich sage nur ein paar Sachen, Taxonomie, Lieferkettengesetz, Hinweis-

geberschutzgesetz, Green Deal.Das haben wir alles hier im Haus diskutiert, und 

Sie haben alles durchgewunken. Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie es jetzt besser 

machen wollen. Das müssen Sie dann aber auch tun; denn wir haben das alles in 

der Vergangenheit angesprochen und eingefordert. Wenn Sie es in Zukunft besser 

machen wollen, haben Sie unsere Unterstützung, wenn nicht, werden wir Ihnen Feuer 

unter dem Hintern machen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist damit geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Ab-

stimmung liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf Drucksache 19/6494, 

die Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf den Drucksa-

chen 19/6932 und 19/6933, die Änderungsanträge der SPD-Fraktion auf den Druck-

sachen 19/7112 mit 19/7114 und 19/7178, die Änderungsanträge der AfD-Fraktion 

auf den Drucksachen 19/7139 und 19/7140, der interfraktionelle Änderungsantrag der 

CSU-Fraktion und der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Drucksache 19/7277 sowie 

die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Umwelt 

und Verbraucherschutz auf Drucksache 19/7617 zugrunde.
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Zunächst ist über die auf Ausschussebene zur Ablehnung empfohlenen acht Ände-

rungsanträge der Opposition abzustimmen. Der federführende Ausschuss für Umwelt 

und Verbraucherschutz empfiehlt alle acht Änderungsanträge zur Ablehnung.

Ich lasse zuerst über den Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN betreffend "Rettet die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz!" auf Druck-

sache 19/6933 abstimmen. Für diesen Antrag wurde namentliche Abstimmung bean-

tragt. Die Abstimmung wird elektronisch durchgeführt. Die Abstimmungszeit beträgt 

drei Minuten. Die Abstimmung ist jetzt freigegeben.

(Namentliche Abstimmung von 12:11 bis 12:14 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung.

Die Fraktionen sind übereingekommen, dass über die noch ausstehenden sieben 

Änderungsanträge grundsätzlich gemeinsam abgestimmt werden soll. Über drei Ände-

rungsanträge muss allerdings aufgrund abweichender Voten in den Ausschüssen eine 

gesonderte Abstimmung in einfacher Form erfolgen.

Wir kommen zunächst zu den Einzelabstimmungen über die Änderungsanträge auf 

den Drucksachen 19/7112, 19/7114 und 19/7178. Wir beginnen mit der Abstimmung 

über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion betreffend "Umweltverträglichkeitsprü-

fung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten voraussetzen!" auf Drucksache 19/7112.

Wer entgegen dem Ausschussvotum diesem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-Fraktion. Gegen-

stimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. – 

Stimmenthaltungen! – Bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Dieser Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion betreffend "Umweltvert-

räglichkeitsprüfungen für Seilbahnanlagen sicherstellen" auf Drucksache 19/7114 ab-

stimmen.
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Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zustim-

men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD 

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen 

der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. Stimmenthaltungen? – Keine. Dieser 

Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

betreffend "Unkontrollierte Bebauungen im Außenbereich verhindern und Wohnraum 

für Familien erhalten!" auf Drucksache 19/7178.

Wer entgegen dem Ausschussvotum diesem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-Fraktion. Gegen-

stimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser 

Änderungsantrag abgelehnt.

Ich fahre jetzt mit der gemeinsamen Abstimmung über die restlichen vier der vorhin 

erwähnten Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen fort. Konkret handelt es sich 

hierbei um die Drucksachen 19/6932, 19/7113, 19/7139 und 19/7140. Zugrunde gelegt 

werden die jeweiligen Voten im federführenden Ausschuss für Umwelt und Verbrau-

cherschutz.

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion im Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 

einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle Fraktionen. Gibt es 

einzelne Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Das bedeutet, die Änderungsanträge sind 

abgelehnt.

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten namentlichen Abstimmung zum 

Änderungsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN betreffend "Rettet 

die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz!" auf Drucksache 19/6933 zum Gesetz-
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entwurf der Staatsregierung für ein "Drittes Modernisierungsgesetz Bayern" bekannt. 

Mit Ja haben 39, mit Nein 127 Abgeordnete gestimmt. Es gab keine Enthaltungen. 

Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Wir kommen zur Abstimmung über den gesamten Gesetzentwurf auf Drucksa-

che 19/6494. Der federführende Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz emp-

fiehlt Zustimmung. Der mitberatende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 

hat der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses mit der Maßgabe 

zugestimmt, dass mehrere Änderungen durchgeführt werden. Der endberatende Aus-

schuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat der Beschluss-

empfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksichtigung der Stellung-

nahme des mitberatenden Ausschusses mit der Maßgabe zugestimmt, dass weitere 

Änderungen vorgenommen werden. Im Einzelnen verweise ich hierzu auf die Drucksa-

che 19/7617.

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER 

und der AfD. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der SPD und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 

geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind die Fraktionen der 

CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen 

der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Drittes Modernisierungsgesetz 

Bayern".
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Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben beschlossenen Fassung hat 

der Änderungsantrag auf Drucksache 19/7277 seine Erledigung gefunden. Das Hohe 

Haus nimmt davon Kenntnis.
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 23.07.2025 zu Tagesordnungspunkt 9: Änderungsantrag der Abgeordneten 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Christian Hierneis u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 
Gesetzentwurf der Staatsregierung "Drittes Modernisierungsgesetz Bayern" (Drs. 19/6494), hier: "Rettet die 
Berge - kein Rückschritt beim Alpenschutz!" (Drucksache 19/6933)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adjei Benjamin
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert
Arnold Dieter X
Arnold Horst X
Artmann Daniel X
Atzinger Oskar X

Bäumler Nicole X
Bauer Volker X
Baumann Jörg X
Baumgärtner Jürgen
Baur Konrad X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Becher Johannes X
Beck Tobias X
Becker Barbara X
Dr. Behr Andrea X
Behringer Martin X
Beißwenger Eric X
Bergmüller Franz X
Bernreiter Christian
Birzele Andreas X
Blume Markus
Böhm Martin X
Böltl Maximilian X
Bozoglu Cemal X
Brannekämper Robert X
von Brunn Florian X
Dr. Brunnhuber Martin X
Dr. Büchler Markus X

Celina Kerstin X

Deisenhofer Maximilian X
Demirel Gülseren X
Dierkes Rene X
Dierl Franc X
Dr. Dietrich Alexander X
Dietz Leo X
Dorow Alex X
Dremel Holger X
Dünkel Norbert X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Eberwein Jürgen X
Dr. Ebner Stefan X
Ebner-Steiner Katrin X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg
Enders Susann X

Fackler Wolfgang X
Fehlner Martina X
Feichtmeier Christiane
Flierl Alexander X
Freller Karl
Freudenberger Thorsten X
Friedl Patrick
Friesinger Sebastian X
Frühbeißer Stefan X
Fuchs Barbara X
Füracker Albert

Gerlach Judith
Gießübel Martina X
Glauber Thorsten
Gmelch Christin X
Goller Mia X
Gotthardt Tobias
Graupner Richard X
Grießhammer Holger
Grob Alfred X
Groß Johann
Gross Sabine X
Grossmann Patrick X
Guttenberger Petra X

Halbleib Volkmar
Halemba Daniel
Hanna-Krahl Andreas
Hartmann Ludwig X
Hauber Wolfgang X
Heinisch Bernhard X
Heisl Josef
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Hierneis Christian X
Högl Petra
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Hofmann Michael X
Hold Alexander X
Holetschek Klaus X
Holz Thomas X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Martin X
Huber Martin Andreas
Huber Thomas X
Huml Melanie X

Jäckel Andreas X
Jakob Marina X
Jungbauer Björn X
Jurca Andreas X

Kaniber Michaela
Kaufmann Andreas X
Kirchner Sandro X
Knoblach Paul X
Knoll Manuel
Köhler Claudia X
Köhler Florian X
Kohler Jochen X
Koller Michael X
Konrad Joachim X
Kraus Nikolaus X
Kühn Harald X
Kurz Sanne X

Lausch Josef X
Lettenbauer Eva X
Lindinger Christian X
Lipp Oskar X
Locke Felix X
Löw Stefan
Dr. Loibl Petra X
Ludwig Rainer X

Magerl Roland X
Maier Christoph X
Mang Ferdinand X
Mannes Gerd X
Dr. Mehring Fabian
Meier Johannes X
Meußgeier Harald X
Meyer Stefan X
Miskowitsch Benjamin X
Mistol Jürgen
Mittag Martin X
Müller Johann X
Müller Ruth X
Müller Ulrike X

Nolte Benjamin X
Nussel Walter X

Dr. Oetzinger Stephan X
Osgyan Verena X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Pargent Tim X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pirner Thomas X
Pohl Bernhard
Post Julia X
Preidl Julian X

Rasehorn Anna
Rauscher Doris X
Reiß Tobias
Rinderspacher Markus X
Rittel Anton X
Roon Elena X

Saller Markus X
Schack Jenny X
Schalk Andreas X
Scharf Martin X
Scharf Ulrike X
Scheuenstuhl Harry X
Schießl Werner
Schmid Franz X
Schmid Josef X
Schmidt Gabi X
Schnotz Helmut X
Schnürer Sascha X
Schöffel Martin X
Schorer-Dremel Tanja X
Schreyer Kerstin X
Schuberl Toni X
Schuhknecht Stephanie
Schulze Katharina X
Schwab Thorsten X
Dr. Schwartz Harald X
Seidenath Bernhard X
Siekmann Florian X
Singer Ulrich X
Dr. Söder Markus X
Sowa Ursula X
Stadler Ralf X
Stieglitz Werner X
Stock Martin X
Stolz Anna
Storm Ramona X
Straub Karl
Streibl Florian X
Striedl Markus X
Dr. Strohmayr Simone X
Stümpfig Martin X

Tasdelen Arif X
Tomaschko Peter X
Toso Roswitha X
Trautner Carolina X
Triebel Gabriele X

Vogel Steffen X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Vogler Matthias X

Wachler Peter X
Wagle Martin X
Walbrunn Markus X
Freiherr von  Waldenfels Kristan X
Waldmann Ruth
Weber Laura X
Dr. Weigand Sabine X
Weigert Roland X
Weitzel Katja X
Widmann Jutta
Winhart Andreas X

Zellmeier Josef
Zierer Benno X
Freiherr von  Zobel Felix X
Zöller Thomas X
Zwanziger Christian X

Gesamtsumme 39 127 0
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